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erhoben haben, als bekanntgegeben, worauf in der Be­
kanntmachung hinzuweisen ist (§ 24 Abs. 2 S. 2 bis S. 4 
NABEG _und § 43? Abs. _1 Nr. 3 S. 2 bis S. 4 EnWG). Es 
handelt s.1ch dabei um eme Zustellungsfiktion, bei wel­
cher zwei Wochen nach Bekanntgabe auf der Internetseite 
d~e Rechtsmittelfristen zu laufen beginnen. 87 Da keine 
direkte Kontaktaufnahme mit den Einwendern stattfin­
det, drohen Rechtsmittelfristen abzulaufen, ohne dass 
eine tatsächliche Kenntnisnahme stattgefunden hat. Es ist 
durcha~s ~achv?l~ziehbar, den Planfeststellungsbeschluss 
ausschheßhch digital auf der Internetseite der Planfeststel­
lungsbehörde auszulegen, um Verwaltungsaufwand ein­
zusparen. Insbesondere wenn wie in § 24 Abs. 2 S. 5 bis 
7 NABEG und §43b Abs. 1 Nr. 3 S. 5 bis S. 7 EnWG 
darauf hingewiesen wird, dass eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt werden kann. 
Jedoch sollte eine Pflicht der Planfeststellungsbehörde 
bestehen, ~~teure die sich ?Iit Einwendungen am Ver­
fahren beteiligt haben, wenigstens elektronisch über die 
Bekanntgabe und die damit einhergehende Zustellungs­
fiktion zu informieren. 

https:/ /doi.org/10.1007 /s10357-024-4423-y 

Im Übrigen wurden in § 3 I:Jr. 1 a. E. t-:TABEG die neuen 
genehmigungsfreien Kategorien . des ~eiltauschs ~nd der 
standortgleichen Maständerung emgefuhrt. _Der Seiltausch 
wurde mit der schärfer gefassten Umbeseilung nach § 3 
Nr. 1 lit. b NABEG 88 und die standortgleiche Mastände­
rung von der standortnahen Maständeru~g nach § 3 Nr._ 1 
lit. c NABEG abgegrenzt. Für den _Se~ltausch. und d.~e 
stan1ortgleiche Maständerung sind w~e 1m EnS1G3.0 .~ur 
die Anderung des Betriebskonzepts keme Umweltvertr~g­
lichkeitsprüfung und damit auch keine Beteiligung der Of­
fentlichkeit erforderlich. 

87) BT-Drs. 20/7310 S. 129. 
88) Der Seiltausch greift immer dann, wenn es sich nach der ~urc~­

führung einer baulichen Maßnahme an Masten aus S1c~t ei­
nes nicht mit der Sache befassten Beobachters noch um diesel­
ben Masten handelt. Ist dies nicht der Fall, handelt es sich um 
mehr als eine geringfügige bauliche Änderung und_ damit um 
eine grundsätzlich genehmigungspflichtige Umbese1lung; BT­
Drs. 20/7310, S. 123. 
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Die Problematik im Umgang mit sog. Überschusstieren im Tierver­
suchsbereich gewinnt aktuell an Bedeutung. Die Praxis, diese T~~re 
zu töten, wird zunehmend kritisch hinteifragt. Mit der letzten An­
derung der Versuchstiermeldeverordnung hat sich der deutsche Ge­
setzgeber entschieden, jährlich die (beträchtliche) Zahl der davon 
betroffenen Tiere zu eifassen und zu veröffentlichen. Diametral zu 
dieser Entwicklung gibt es nur wenig Literatur und noch keine 
Rechtsprechung, welche sich mit diesem Thema befasst. Mit diesem 
Beitrag soll einer unbedingt notwendigen umfassenden Betrachtung 
der Problematik Rechnung getragen werden. 

1. Einführung 

In der Forschung findet heute nach wie vor eine hohe Anzahl 
experimenteller Versuche an Tieren (Tierversuche) statt.1 Im 
Rahmen der zugehörigen Tierzucht entstehen laufend auch 
Tiere, welche den spezifisch vorgefassten Anforderungen der 
Versuche, für welche sie gezüchtet werden, nicht entsprechen. 
Diese Tiere -jedenfalls soweit es sich beispielsweise um Mäuse, 
Ratten oder Zebrafische handelt - werden in aller Regel getö­
tet. Es steht außer Frage, dass die Tötung dieser Tiere die gän­
gige Verfahrensweise darstellt.2 Diese Praxis begegnet jedoch 
erheblichen ethischen wie rechtlichen Bedenken. Die vorlie­
gende Arbeit beleuchtet die Hintergründe dieser Praxis und 
nimmt eine rechtliche Bewertung unter verfassungsrechtli-
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chen wie einfachgesetzlichen Gesichtspunkten vor, wobei die 
Prüfung eines möglichen vernünftigen Grundes im Sinne von 
§ 1 Satz 2 Tierschutzgesetz (TierSchG)3 von tragendem Ge­
wicht ist. Sie kommt schließlich zu dem Ergebnis, dass die Tö­
tung der betroffenen Tiere nicht gerechtfertigt ist. 

1.1 Kritische Auseinandersetzung mit der Begriffiichkeit 

Als Bezeichnung für Tiere, die in einem bestimmten Kontext 
und für einen spezifischen Zweck gezüchtet, jedoch letzt­
lich aus verschiedenen Gründen nicht für diesen Zweck ver­
wendet werden, hat sich die Bezeichnung „Überschusstiere", 
oder auch „überzählige, überschüssige, unbrauchbare" Tiere 
sowohl im allgemeinen wie im medizinischen und rechts­
wissenschaftlichen Sprachgebrauch etabliert. 4 Dieser Be-

1) Im Jahr 2021 betrug die Zahl der in Tierversuchen in Deutschland 
verwendeten Tiere 2 503 682 Tiere, so die Statistik über die „Ver­
wendung von Versuchstieren im Jahr 2021" (Versuchstierstatistik) 
des Bundesinstituts für Risikoforschung. 

2) Siehe nur NRW LT-Drs. 17/11083 S. 3; erst jüngst Wagenknecht/ 
Eusemann/Schwedhelm/Schönfelder/Bert, NuR 2023, 23; BfR Ver­
suchstierstatistik 2021 (Fn. 1). 

3) Tierschutzgesetz (TierSchG) v. 18.5.2006, BGBl. I S. 1313, zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes v. 20.12.2022, BGBl. I S. 2752. 

4) Vgl. Chmielewska/Bert/Grune/Hensel/Schönfelder, NuR 2015, 677; 
Wagenknecht/Eusemann/Schwedhelm/Schönfelder/Bert (Fn. 2); BfR, 
,,Verwendung von genetisch veränderten Versuchstieren zu Fut­
terzwecken", Empfehlung Nr. 003/2020 des Nationalen Aus­
schuss TierSchG vom 19.6.2020, S. 1 ff.; Nau.ch „Tierschutz kri­
tisiert: Überzählige Versuchstiere werden getötet", 16. 11. 2021; 
GEO „In Laboren sterben mehr aussortierte Tiere als bei den 
eigentlichen Versuchen", 5.8.2021; WDR-Sendung „Wie es zu 
„überzähligen Tieren" im Zoo kommt", 5.9.2020; die alle diese 
Begrifflichkeit verwenden. 
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griffiichkeit ist kritisch zu begegnen, denn sie nimmt eine 
gewisse (Ab-)Wertung vorweg.5 Die gewählten Worte evo­
zieren eine negative Grundhaltung gegenüber den betroffe­
nen Tieren. 6 Dahinter steht der Gedankengang: Was nicht 
gebraucht wird, ist wertlos und verdient weder Schutz noch 
Respekt, es kann (getötet und) weggeworfen werden. Der 
Schutz, den das TierSchG und das Staatsziel Tierschutz die­
sen Tieren gewährt, ist jedoch in keiner Weise geringer zu 
bewerten als der Schutzstatus jedes anderen Tieres. Die deut­
sche Verfassung spricht jedem Lebewesen einen Eigenwert 
zu, unabhängig davon, ob dieses darüber hinaus einen kon­
kreten Nutzen für den Menschen erfüllt oder nicht. 7 Be­
gegnet man diesen Tieren und insbesondere der Problematik 
ihrer gängigen Tötung jedoch von vornherein mit den ge­
nannten Bezeichnungen, so ist dadurch eine neutrale und 
unvoreingenommene Sichtweise bereits erschwert und der 
Prüfende wird den als „überzählig" deklarierten Tieren von 
vornherein unbewusst einen vergleichsweise geringeren 
Wert zumessen. 

Zu beachten ist, dass im Versuchskontext gemeinhin 
auch Tiere unter diese Bezeichnungen gefasst werden, die 
von vornherein lediglich als „Nebenprodukte" im Rah­
men der Zuchtbemühungen anfallen und nicht in der Ab­
sicht erzeugt wurden, sie in Versuchen einzusetzen. 8 Die 
Benennung als „Versuchstiere" ist für sämtliche als „über­
zählig" erfasste Tiere unzutreffend, da sie gerade nicht in 
Tierversuchen eingesetzt werden und, abgesehen von dem 
ursprünglichen Kontext ihrer Zucht, mit diesen nie in Be­
rührung kommen. 

Aus diesen Gründen soll vorliegend auf die Verwendung 
dieser Begrifflichkeiten so gut wie möglich verzichtet wer­
den und stattdessen eine längere, dafür rein sachlich dar­
stellende Beschreibung genutzt werden. Werden dennoch 
derlei Begriffe verwendet, werden sie zur Verdeutlichung 
des kritischen Kontextes in Anführungszeichen gesetzt. 

5) Bereits Arleth/Billder-Bomhardt, NuR 2021, 660, kritisierten diese 
Deklarierung. 

6) Gleichzusetzen mit der Wirkung sog. Dysphemismen, vgl. Allen/ 
Burridge, Euphemism & Dyphemism, 1991, S. 51 f. 

7) Guckelberger, in: Giesberts/Reinhardt, BeckOK Umweltrecht, S. 65. 
Edition, Stand 1.1.2023, § 1 WHG Rdnr. 7; Hirt/Maisack/Moritzl 
Felde, Tierschutzgesetz, 4. Auflage 2023, Art. 20a GG Rdnr. 7 
und TierSchG Einleitung Rdnr. 14. 

8) Das meint bspw. Muttertiere in einer Zuchtlinie, die nur zum 
Erhalt der Linie gezüchtet werden, obwohl zu diesem Zeitpunkt 
keine solchen Versuchstiere benötigt werden. Sie dienen ledig­
lich zur Weitergabe des gewünschten Erbguts. 

9) Verordnung zum Schutz von zu Versuchszwecken oder zu an­
deren wissenschaftlichen Zwecken verwendeten Tieren (Tier­
schutz-Versuchstierverordnung - TierSchVersV) v. 1.8.2013, 
BGBJ. I S. 3125, 3126; zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes 
V. 11.8.2021, BGBJ. I s. 3570. 

10) Dem Wortlaut der TierSchVersV entsprechend muss das Vorlie­
gen der notwendigen Genehmigungsvoraussetzung(en) lediglich 
„wissenschaftlich begründet dargelegt" sein (exemplarisch in§ 21 
S. 2 Nr. 2 TierSchVersV). Diese Formulierung ist von der EU­
Kommission im Rahmen eines Vertragsverletzungsverfahrens 
gegen die Bundesrepublik Deutschland (INFR(2018)2207, ein­
gestellt am 15.7.2022) scharf kritisiert worden (vgl. Mit Gründen 
versehene Stellungnahme der EU-Kommission vom 25.7.2019, 
Nr. 23, 24). Infolgedessen wurde die gleichlautende Formulie­
rung in § 8 Abs. 1 S. 2 Nr. ! Ti~rSchG ge~ndert. I_n den Vor­
schriften der TierSchVersV bheb die Formuherung hingegen be­
stehen, obwohl es sich auch hier um Voraussetzungen handelt, 
die Teil der sog. ,,Projektbeurteilung" im Sinn: vo~ i:rtik:l 36 
Absatz 2 und Artikel 38 der EU-Tierversuchs-R1chthme (Rteht­
linie 2010/63/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 22. September 2010 zum Schutz der für wis~enschaftli~he 
Zwecke verwendeten Tiere) sind und deren Vorhegen folghch 
nachgewiesen sein muss, damit eine Gene~migung erteilt we~­
den kann. Die besagte Formulierung hatte m der ":ergangenhe1t 
dazu geführt, dass von Teilen der ~echtsprechung.d~e.~om~~tenz 
der Genehmigungsbehörde auf eme bloße Plaus1b1htatsprufung 

1.2 Eiforder/icl1keit und Problem_atisieriing 
der Züchtung von sog. Versuchstteren 

. . fff ß welche in Tierversuchen ver-
Wirbeltiere und Kop u grundsätzlich eigens für 
""'.endet ""'.~rden sollen;n mus;;n Absatz t Tierschutz-Ver­
d1ese _gezuchtet werd(Tier~§chVersV)9). Sollen für einzelne 
suchstierver?rdnung in §20_23 TierSchVersV benannten 
Versuche Tiere der d b "t' t der beantragende Wis­
G genutzt wer en, eno ig . • h 

ruppen . . lle Ausnahmegenehmigung, Je nac 
senschaftler eme spezie_ 1 h Genehmigung wie J·ede 
H k r-. d Tiere Eme so c e . ' 

er umt er . • . h Genehmigung, 1st nur zu 
andere versuchstierrechthc e h . h d h d' 

. d Zweck des Versuc s mc t urc 1e 
erteilen, ,,wenn er .. ] T' • h 

d d er [eigens gezuchteter 1ere erre1c t Verwen ung an er • u 

k " (§ 20 TierSchVersV) und weitere vorausset-werden ann 
zungen tO vorliegen. . f: 1 11 fi" d' 

A G „ d wissenschaftlicher Sorg a t so en ur 1e 
us run en „ 1· h 'd 1 " d 
1 T• versuche so weit als mog 1c „1 ea e , as gep anten ier . h h 

heißt vor allem standardisierte Be.dmgungen er~sc en, um 
möglichst genaue und reproduzie.rbare Ergebms.se zu er-

h 1 11 Allerdings können zahlreIChe Faktoren, msbeson-
a ten. d d T' ( 

d d• Eigenschaften der zu verwen en en 1ere sog. 
ere ie . b • fl 12 A d' 

endogene Faktoren), die Ergebms~e e_em ussen. us 1e-
sem Grund werden zumeist jeweils Tiere desselben Alters, 
Geschlechts, Gewichts und desselben'.. ausgesucht~n _Ge­
notyps 13 verwendet. 14 Ein Teil der Zuchtung derJemgen 
Tiere die für Versuche eingesetzt werden solle~, erfolgt 
im Rahmen der jeweiligen Versuchs_planung. Die Zu~ht 
insbesondere genetisch veränderter Tiere (GVT) kann Je­
doch auch abgekoppelt von konkreten Versuchsvorhaben 
erfolgen (sog. Erhaltungszucht)_. 15 Selbst bei der geziel_~en 
Zucht kann (aktuell) jedoch kerne exakte Plan':1ng bezu~­
lich der einzusetzenden Tiere erfolgen, denn die Natur ist 
auf diese Weise nicht bis ins Letzte regelbar. 16 Es werden 
immer auch Tiere gezüchtet, welche den Anforderungen 

reduziert wurde (u. a. OVG Bremen, Urt. v. 11. 12. 2012 - 1 A 
180/10, juris, Rdnr. 143; VG Berlin v. 7.12.1994 - 1 A 232/92, 
NVwZ-RR 1994, 506). Dieser Verstoß gegen die Richtlinie sollte 
nach dem Willen der EU-Kommission wie auch des deutschen 
Gesetzgebers vollumfänglich behoben werden. Es wäre durch die 
Behörden über eine richtlinienkonforme Auslegung und wenn 
nötig richtlinienkonforme Rechtsfortbildung (vgl. BGH, NJW 
2009, 427-428: Nach der Rechtsprechung des EuGH verlange der 
Grundsatz der richtlinienkonformen Auslegung neben einer Aus­
legung im engeren Sinne zugleich auch eine richtlinienkonforme 
Rechtsfortbildung; der Wortlaut einer nationalen Rechtsnorm 
bilde also für die richtlinienkonforme Auslegung keine zwingende 
Grenze) dafür zu sorgen, dass dieses Ziel erreicht wird - ob dies in 
der Praxis auch geschieht, ist zumindest zweifelhaft. Wünschens­
werter, um den Zustand der Rechtsunsicherheit zu beenden wäre 
eine möglichst rasche Änderung der betroffenen Vorschrifte~ bei­
spielsweise durch Einsetzen der Worte „nachgewiesen ist" an~telle 
von •:wissenschaftlich begründet dargelegt ist". 

11) Hessischer Landtag LT-Drs. 18/7733, S. 2; Tierversuche verste­
hen: Haltung von Versuchstieren, Stand v. 2.3.2023, abrufbar 
unter https:/ /www.tierversuche-verstehen.de/haltung-von-ver­
suchstieren/. 

12) Gerritsen, Güterabwägung im Tierversuchsbewilligungsverfah­
ren, 2022, S. 264ff. 

13) Der Gen?typ bildet die Gesamtheit aller Gene, d. h. das gesamte 
Erbgut emes Lebewesens ab. 

14) Van Zutphen/Baumans/Beynen, Grundlagen der Versuchstier­
kunde, Enke 1995, S. 95ff.; Jonker/Guenther!Engqvist, Nat Me­
thods 2013,. S. 373; demgegenüber kritisch jedoch Wiirbel, Na-

M
turehGdenetics 2000, 26, S. 263; Richter/Garner!Würbel Nat 

et o s200~6,S. 25~ ' 
15) Laut Versuchstierstatistik des BfR wurden 2021 d 8 oL 11 

V h • fi" d. run „o a er ersuc stiere ur ie Erhaltung von K l • bl' • h •· . o omen eta 1erter gene-
t1sc veranderter Tiere benötigt Stand v 2 3 2023 b tb 

h // ' • • • , a ru ar un-
ter ttps: www.bf3r.de/de/verwendun v h . 
im_jahr_2021-309l 60.html. g_ on_versuc stieren_ 

16) NRW LT-Drs. 17/11083 S. 3. Ch 
Schönfelder (Fn. 4), S. 677_ ' mielewska!Bert/Grune/Henstll 
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des. entsprechenden Versuchs nicht genügen, und bei der 
gezielten Zucht belasteter Tiere (Spontanmutationen oder 
GVT) gestaltet sich die Vermeidung dessen noch einmal 
schwieriger. 17 

Die nun lebenden, aus dem Raster fallenden Tiere sind 
für ~ie Experimentatoren ohne „Nutzen", sie finden für 
den ihnen ursprünglich vorgesehenen Zweck keine Ver­
wendung. ~owie feststeht, dass ihre Eigenschaften nicht 
den Zuchtzielen entsprechen, sind sie nicht mehr für die 
Verwendung in den geplanten Versuchen bestimmt und 
kommen auch nie in tatsächlicher Hinsicht mit diesen in 
Berührung. 

18 
Als Lebewesen unter dem Schutz des Tier­

schutzgesetzes bedürfen sie jedoch grundsätzlich einer art­
gerechten Unterbringung und Versorgung bis an ihr Le­
bensende. 19 Eine solche artgerechte Unterbringung 20 und 
Versorgung wäre auch möglich, stehen doch in den Zucht­
stätten, Labor~n _und _bei Dritten Unterbringungs- und 
Versorgungsmoghchkeit~n zur Verfügung. Diese kosten je­
doch Geld, Platz und Zeit - Ressourcen also die den ver­
antwortlichen Forschergruppen gegebenenfalls nicht mehr 
f~r andere Zwecke _zur Verfügung stehen. 21 Auf Grundlage 
d~es~r Argumentation sahen und sehen sich Forschungs­
ei~nchtungen dazu berechtigt, diese „überzähligen" Tiere, 
mitunter nach Bemühung um anderweitige Verwendung 
oder Abgabe, zu töten. Die Zahl der so getöteten Tiere 
muss na_ch .~U-Vorgaben nur alle fünf Jahre erfasst wer­
den, seit Anderung der Versuchstiermelde-Verordnung 
werden die Zahlen, erstmals für die Statistik für 2021, in 
Deutschland zusätzlich jährlich durch das Bundesinstitut 
für Risikoforschung (BfR) erfasst. Im Verhältnis zu der 
Zahl der im Jahr 2021 tatsächlich für Versuche verwende­
ten Tiere (1 859 475) sowie der entsprechenden Zahl der für 
wissenschaftliche Zwecke getöteten Tiere 22 (644207) ma­
chen die als „verwendungslos" getöteten Tiere (2 554 560) 
im gleichen Jahr einen Anteil von 137 bzw. 396 Prozent 
aus23

• Es wurden also mehr Tiere ohne Verwendung ge­
tötet als in den eigentlichen Tierversuchen bzw. für wis­
senschaftliche Zwecke. 2022 haben sich die Zahlen bereits 
verändert (1 725 855 in Tierversuchen verwendete Tiere, 
711 939 zu wissenschaftlichen Zwecken getötete Tiere und 
1769437 „Überschusstiere"). Diese Entwicklung legt die 
Vermutung nahe, dass öffentliche Aufmerksamkeit f~r das 
Thema dringend notwendig ist, zumal die Zahl der „Uber­
schusstiere" überraschend schnell und drastisch verringert 
werden konnte. Angesichts der unterschiedlichen Handha­
bung und Auslegung der Meldungen durch _?ie ver~chie­
denen Behörden (dies näher zu beleuchten führte hier zu 
weit) ist jedoch die Aussagekraft der Za_hlen lei~ht ~~trü_bt. 
Dies zeigt für sich genommen noch emm~l emdruckhch 
die Brisanz der hier diskutierten Problematik. 

2. Die Staatszielbestimmung Tierschutz 

Seit 2002 ist der Tierschutz, die Achtung vor unseren Mit­
geschöpfen ein Staatsziel von Verfassungsrang, verankert 
in Artikel 20a Grundgesetz (GG). 24 Ziel dieser bedeutsa­
men Verfassungsergänzung war es, die per se geri~gere 
Gewichtung des Tierschutzes gegenüber_ menschlichen 
Interessen auszugleichen: Während de~ Tier~chutz zuv~r 
nur einfachgesetzlich normiert w~r, s_md die menschh~ 
chen Interessen seit langem als teilweise „schrankenlos 
gewährleistete Grundrechte verbürgt. _Fortan mus_s der 
Tierschutz nicht mehr pauschal etwa hmter der Wissen­
schafts- und Forschungsfreiheit zurücktreten. 25 Mit der 
Ergänzung der Worte ,,~m~ ~ie Tiere" s_ollte vor allem der 
Schutz des einzelnen, mdividuellen Tieres vor Schmer­
zen Leiden und Schäden verfassungsrechtlich abgesichert 
wer.den. 26 Es werden daraus eine Achtungspflicht für das 
Tier als Mitgeschöpf, ein Optimierungsgebot, eine staat­
liche Schutzpflicht sowie ein Verschlechterungs~erbot a?­
geleitet, was unter anderem den sog. Versuchstieren seit­
dem zugutekommt. 27 

Diese Staatszielbestimmung gleicht in der Realität aller­
dings bislang eher einem unerreichten Ideal oder gar einem 
zahnlosen Papiertiger: Nach wie vor werden tierliche Belange 
in Praxis und Rechtsprechung häufig nur unzureichend in 
eine Abwägung einbezogen oder unzutreffend gewichtet. 28 

2. Einordnung und Wirkung 
des Staatsziels Tierschutz 

Als Staatsziel sind tierschutzrechtliche Belange im Stande, 
selbst schrankenlos gewährleistete Grundrechte nach dem 
Grundsatz der praktischen Konkordanz 29 einzuschränken. 30 

17) Hier braucht es zumeist mehr Tiere und mehr Generationen, um 
Tiere mit den gewünschten Genen zu erhalten, zudem sind die 
gewünschten Ausprägungen bei noch weniger Tieren vorhanden, 
als in der unbelastete Zucht, da sie noch spezifischer sind; vgl. 
Robinson u. a., Laboratory Animals 2003, S. 2f; Tierversuche ver­
stehen: Factsheet Nicht verwendbare Tiere, Stand v. 2.3.2023, 
abrufbar unter https://www.tierversuche-verstehen.de/wp-con­
tent/up1oads/2023/02/Nicht-verwendbare-Tiere_Factsheet2_ 
TVV.pdf, S. 3 f. 

18) Hessischer Landtag LT-Drs. 18/7733, S. 2: ,,[ ... ] mehr als 600 
Tiere erzeugt, die nicht den benötigten Genotyp aufweisen und 
für die keine Verwendung besteht. Da es sich hier um GVOs han­
delt, sind diese gemäß Betriebsanweisung unschädlich zu inakti­
vieren, wie es das Gentechnikrecht vorschreibt und daher keiner 
anderen Verwendung zuführbar." 

19) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), §2 Rdnr. 32. 
20) An dieser Stelle ist anzumerken, dass die (minimalen) Anforde­

rungen an Versuchstierhaltungen nicht mit einer artgerechten 
Haltung gleichzusetzen sind, vgl. STS Report: Versuchstierhal­
tung und ihre Grenzen, Stand v. 2.3.2023, abrufbar unter http:// 
w ww. tiersch utz.com/ tierversuche/ docs/pdf / report_ versuchstier­
h altung. pdf; TVT: Merkblatt Nr. 157 Heimtiere - Kaninchen, 
Stand v. 9.2019, abrufbar unter https://tierschutz-tvt.de/alle­
merkblaetter-und-stellungnahmen/?no_cache= 1 &download= 
TVT-MB_ 157 _Heimtiere-Kaninchen_09.2019.pdf&did=38, 
,,für eine Dauerhaltung von zwei Kaninchen sollte eine Grund­
fläche von mindestens 6 m2 [ ... ] zur Verfügung stehen", im Ver­
gleich zu: Richtlinie 2010/63/EU (Fn. 12), Anhang III Teil B 
Nr. 2, Tabelle 2.1 mit einer Angabe von 3500-5400 cm2 Mindest­
bodenfläche für 1 oder 2 Kaninchen. 

21) Chmielewska/Bert/Grune/Hensel/Schönfelder (Fn. 4), 679f. 
22) Die Tötung zu wissenschaftlichen Zwecken nach §4 Absatz 3 

TierSchG zählt gern. §7 Abs. 2 S. 3 Nr. 1 TierSchG nicht als 
Tierversuch. Die Tiere werden dabei getötet, ohne dass am le­
benden Tier eine Handlung neben der Tötung vorgenommen 
wurde, um nach ihrem Tod ihre Organe u.ä. für wissenschaftli­
che Zwecke zu verwenden. 

23) BfR Versuchstierstatistik 2021 (Fn. 1). 
24) Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bun­

desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlich­
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Art. 1 des Geset­
zes vom 19.12.2022, BGBI. I S. 2478. 

25) BT-Drs. 14/8860; siehe auch eingehend Hirt/Maisack/Moritzl 
Felde (Fn. 7), Art. 20a GG Rdnr. 8f. 

26) So die amtliche Begründung des Gesetzentwurfs der Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, Ent­
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Staatsziel 
Tierschutz}, BT-Drs. 14/8860 vom 23. April 2002, S. 1. 

27) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), Art. 20a GG Rdnr. 7, 15ff. 
28) Kiinast, in: BMte/Felde/Maisack, Reform des Tierschutzrechts, S. 5; 

Tagesschau: Stellungnahme des Ethikrats, Mehr Tierwohl, höhere 
Fleischpreise, Stand v. 16.6.2020, abrufbar unter https://www. 
tagesschau.de/inland/ethikrat-nutztiere-101.html, Pro( Dr. Stef­
fen Augsberg: ,,Ich kenne kein einziges Rechtsgebiet, in dem so 
heuchlerisch vorgegangen wird wie im Tierschutzrecht". 

29) Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, 1999, Rdnr. 317 ff. 

30) Vgl. Alexy, Theorie der Grundrechte, 1985, S. 75, 76; Bernsdorjf, 
in: Umbach!Clemens, Grundgesetz, 2002, Art. 20a Rdnr. 30; Mai­
sack, Zum Begriff des vernünftigen Grundes im Tierschutzrecht, 
2006, S. 207; Hilderrnatm, Die EU-Tierversuchsrichtlinie und 
ihre Umsetzung in nationales Recht: unions- und verfassungs­
rechtliche Aspekte, 2016, S. 211 f., 225f. 
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~ie Grund~echte und grundrechtsgleichen Rechte binden 
nicht ~ur die Staatsgewalten selbst in ihren verschiedenen 
Auspragungen, sondern auch juristische Personen wel­
che vol~ständig oder jedenfalls mehrheitlich in öffen~licher 
~and hegen und deren Handlungen dieser zuzurechnen 
smd, auch sog. gemischtwirtschaftliche Unternehmen. 31 

In d_er Regel sind Universitäten und andere Hochschu­
len m ?~utsc~~and nach den jeweiligen Landesgesetzen 
rechtsfahige Korperschaften des öffentlichen Rechts und 
als solche meist auch staatliche Einrichtungen. 32 An vie­
len Hochschulen findet Forschungsarbeit mit Tieren inner­
halb d~r Lehre und Fortbildung sowie darüber hinaus statt. 
Zahlreiche Forschungsinstitute werden von Universitäten 
getragen. 

In speziell gelagerten Fällen werden über die mittelbare 
Drittwirkung auch Private ähnlich oder ebenso weit wie 
der Staat durch Grundrechte verpflichtet. 33 Dies ist insbe­
sondere dann anzunehmen, wenn sie in tatsächlicher Hin­
sicht eine vergleichbare Pflichten- oder Garantenstellung 
haben, wie sie üblicherweise der Staat innehat. 34 In jün­
gerer Rechtsprechung lässt das BVerfG zunehmend offen, 
ob unter Umständen in bestimmten besonderen Konstel­
lationen nicht auch eine unmittelb;re Drittwirkung an­
zunehmen wäre.35 Die im TierSchG verankerten Ge- und 
Verbote spiegeln die Pflichten aus Art. 2Oa GG in ausgestal­
teter und konkretisierter Form wider. Durch die Vorausset­
zungen, die das Gesetz an die Genehmigung unter ande­
rem von Tierversuchen stellt, erlegt der Gesetzgeber dem 
Antragsteller ähnliche Pflichten auf, wie die, welche das 
Grundge_setz für den Staat begründet. Jeder Wissenschaft­
ler, der eme Genehmigung für seinen Tierversuch erhalten 
und von dieser Gebrauch machen möchte, muss die Vor­
schriften zum Tierschutz achten und einhalten. 36 Grund­
gesetzliche Bestimmungen besitzen darüber hinaus eine 
Ausstrahlungswirkung auf die gesamte Rechtsordnung. 
Diese gewinnt insbesondere bei der Auslegung und An­
wendung unbestimmter Rechtsbegriffe und Generalklau­
seln an Bedeutung. 37 

3. Einfachgesetzliches Verbot der Zufügung 
von Schmerzen, Leiden oder Schäden 

Tierschutzrechtliche Belange, insbesondere die Rahmen­
bedingungen menschlicher Nutzungsinteressen an Tie­
ren, werden im Tierschutzgesetz und in spezialgesetzlichen 
Rechtsverordnungen geregelt. Maßgeblich für die Bewer­
tung der zuvor dargestellten Praxis, ,,überzählige" Tiere 
aus der Versuchstierzucht zu töten, ist in erster Linie die all­
gemeine Wertung des§ 1 Satz 2 TierSchG. Danach soll jed­
wede Zufügung von Schmerzen, Leiden oder Schäden ver­
boten sein, soweit und solange sie keinem sog. vernünftigen 
Grund unterliegt. Das normierte Verbot gilt unmittelbar 
und ist nicht etwa nur ein unverbindlicher Programmsatz. 38 

Unter den Schutz der Norm fällt jedes einzelne lebende 
Tier, ohne Einschränkungen hinsichtlich seiner Art, seines 
Alters und seines Lebenskontextes. 39 

Die zuweilen geäußerte Überlegung, die Tötung sei vom 
Verbot der Zufügung von Schmerzen, Leiden oder Schä­
den ohne verpünftigen Grund nicht miterfasst, weil sich 
die Bestimmung lediglich auf den Umgang mit lebenden 
(Versuchs-)Tieren beziehe, erweist. sich als haltlos. 40 S~mit 
dürften lebenden Tieren zwar keme Schmerzen, Leiden 
oder Schäden zugefügt werden, Tiere gleichwohl zur Kos­
tenersparnis (schmerzfrei) getötet_ werd~n. G~~ötet werden 
können allerdings nur lebende Tier~, eme Totung er_folgt 
daher zwangsläufig am lebenden Tier, welches_ zweifels­
frei unter den Schutz der Vorschrift fällt. Tote Tiere gelten 
demgegenüber nicht als „Tiere" im Sinne des T!ers~~utz­
gesetzes. Es ist höchstrichterlich aner~annt, d~ss die Totung 
als der schwerste Schaden zu werten ist, der emem Lebewe­
sen zugefügt werden kann. 41 Dass Tiere~ ,,Schäden", wor­
unter also der Tod zu zählen ist, gerade nicht aus anderen als 

fi
.. t werden dürfen, steht klar 

G •• den zuge ug • T.. • h 
vernünftigen run uch erfolgen die otunge~ mc t 
im Wortlaut der Norm. A_ rauf an dieser Stelle Jedoch 
. . d F 11 chmerzfrei, wo d II m Je em a s_ . n wer en so • 
noch nicht vertieft emgega?ge vernünftigen Grund zu tö-

Das Verbot, Tiere ohneb em~~ aus dem Tierschutzgesetz. 
ten, ergibt sich folglich ~~eßl • eh aus dem Rechtsstaats­
Es folgt nicht etwa a~ss~?ß~e k \t"42' sondern ist lediglich 
prinzip der Verhältnisi:1~ ig enich~ in gleicher Weise der 
Ausdruck dessen. Da?,1it ~~th~sDie Annahme, _da~s sich ein 
Rechtsausl~gung zuga~~hältnismäßigkeits~nnzip er~ebe, 
Verbot allem aus dem h fi··hren dass em gesetzliches 

• • Anna me u ' h kann zur irrige? . d t durch die Rechtsprec ung 
Verbot nicht exiSt1eredu?. ershergeleitet werden müsse. 
aus allgemeinen Grun satzen 

3.1 Möglichkeit der Rechtfertigung 
über einen vernünftigen Grund 

.. . nd" ist ein unbestimmter Rechtsbe-
Der „vernunftige Gdru . Etabli' erung war es, zuzulassen, 

·ff.43 H' tergrun semer • 
gn • i~ . d rnünftige menschliche Erhaltungs-
?ass berec ~gteLu~ ve nd die Unversehrtheit von Tieren 
mteressen, as en u d . llten 44 Dabei solle die 
einzuschränken im Stan e sem 5

.
0 

• 1 h U 
1 1 h Interessen dies unter we c en m-

Fest egung, we c e ·· • 11 h r. .. d . k" n dem allgegenwarugen gese sc art-
stan en sem onne , • d • h 
1
. h d . len Wandel offenbleiben un mc t starr 
ic en un sozia . d 45 n· 

zu der Zeit der Entstehung festgeschrieben wer en. . tn-
der beschreibt den vernünftigen ~rund_ als „Seharmerbe-

.ff · he Recht und Ethik 46 Die aktuell stattfin-gn zwisc n • . . 
dende Veränderung der Wahrnehmung d_es Tieres an sich 
und seiner Bedeutung - von der Reduzi~rung und Ob­
jektifizierung zu Lieferanten von Lebensmitteln und Pelz, 

31) Arleth/Bi/lder-Bomhardt (Fn. 5), 657; BVerfG, Urt. v. 22.2.2011 -
1 BvR 699/06, NJW 2011, 1202. 

32) Bspw. § 1 Absatz 1 des Hessischen Hochschulgesetzes (HessHG) 
v. 14.12.2021, §2 Absatz 1 des Gesetzes über die Hochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz- HG NRW) 
v. 16.9.2014, § 6 Absatz 1 des rheinland-pfälzischen Hochschul­
gesetzes (HochSchG RLP) v. 23.9.2020. 

33) BVerfG (Fn. 31), 1203; dazu Sachs, JuS 2011, 668; bestätigend 
BVerfG, Beschl. v. 18. 7. 2015-1 BvQ 25/15, NJW 2015, 2485.ff. 

34) BVerfG (Fn. 31), 1203. 
35) Vgl. BVerfG (Fn. 31), 1203: ,,etwa im Wege der mittelbaren 

Drittwirkung", das Wort „etwa" spricht gegen einen pauscha­
len Ausschluss anderer Formen der Grundrechtsbindung, so 
auch ,,[ ... ] in der Regel nur mittelbaren Grundrechtsbindung, 
der auch Private [ ... ]". 

36) Die umfassenden Vorschriften, die im Rahmen der Vorbereitung 
und Durchführung von Tierversuchen zu beachten sind, stel­
len faktisch einen erheblichen Eingriff in verschiedene Grund­
rechte, darunter die Freiheit der Wissenschaft, Forschung und 
Lehre, d~r. J?er Gesetzgeber hat in Ausübung seiner Pflicht, die 
unters_ch1edhchen und teilweise gegenläufigen Verfassungsinter­
es~en mne~halb der Rechtsordnung miteinander in Einklang zu 
brm_~en die entspr~chende Abwägung vorgenommen und die 
Ausubung ~er tang1~rten Grundrechte in zulässiger Weise ent­
sprechend emgeschrankt, v~l. Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), 
Art. 20a GG Rdnr. 9 und m Bezug auf das Schweizer Tierver­
suchsrecht analog Gerritsen (Fn. 12), S. 98 .ff. 

37) BVerfG, Urt. v. 15.1.1985 - 1 BvR 400/57 NJW 1958 257f. 
38) H~rt/Ma(sack!Moritz/Felde (Fn. 7), § 1 TierS~hG Rdnr. 9. • 
39) Hirt/Ma1sack/Moritz/Felde (Fn. 7) § 1 TierSchG Rd 11 
40) Chmielewska/Bert!Grune/Hensel/Schönfelder (Fn. 4), ;;9_ • 
41) BVerwG, ~rt. v. 18.6.1997 - 6 C 5/96, NVwZ 1998, 855; Lorz/ 

Metzger, Tierschutzgesetz, 2019 § 1 Rdnr 54. H' t/M • k/M 
rtz/F {d (F 7) § ' • , ir a1sac o-
1 e e n. , 1 Rdnr. 28; Goetschel, Tierschutzgesetz, 1986, 

Ar_t. 2 Rdnr. 10; Lorz, NuR 1992, 401 f. 
42) Wie von Chmielewska!Bert/Grune!Hensel!Schönfelder (Fn. 4) 678 

angenommen. ' 
43) Maisack (Fn. 30), S. 74-77. 
44) BT-Drs. 6/2559, S. 9. 
45) Binder, NuR 2007, 806, 810. 
46) Binder (Fn. 45), 810. 
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bloßen Verg~ügungsmitteln und gefühllosen Forschungs­
apparaten, hm zur Betrachtung als Gefährten und Fami­
lienmitgli~der - tangiert damit sowohl die Gesetzgebung 
als auch die Ob ein als vernünftig aner­
kann~er <?ru.~~ vor~iegt, is~. unter den Gesichtspunkten der 
V~rhaltn~smaßtg~eit ~u ~-r~fen. ~8 Dabei kann etwas jedoch 
mcht gleich verhaltmsmaßig sem, wenn ein milderes Mit­
tel eines größeren Aufwandes bedürfte. 49 So gilt denn ein 
Grund als vernünftig im Sinne des TierSchG, ,,wenn er als 
triftig, einsichtig und von einem schutzwürdigen Interesse 
getragen anzuerkennen ist und wenn er unter den konkre­
ten Umständen schwerer wiegt, als das Interesse des Tie­
res an seinem Leben und seiner Unversehrtheit". 50 Es sind 
zur Ausfüllu~g dieser Kriterien die fundierten, allgemei­
nen Gerechtigkeitsvorstellungen der Gesellschaft heran­
zuziehen. 51 Die Etablierung des vernünftigen „Grundes" 
ans~elle des ~ormals no~mierten vernünftigen „Zwecks" 
veranderte die _durch diesen auferlegte Begründungslast 
und brachte die Verhältnismäßigkeit als maßgeblichen 
Prüfungsschwerpunkt ein. Es reicht seitdem nicht mehr 
dass ein me~schli~hes Interesse generell als wertvoll ange~ 
n?mmen wird. Vi~lmehr muss es wertvoll genug sein, dass 
die Belange des Tierschutzes dagegen zurückstehen müs­
sen.5

~ Das Wort_ ,,ohne", welches regelmäßig mit dem ge­
setzlichen Begr~ff des vernünftigen Grundes einhergeht, 
legt nahe, dass eme Ausnahme vorliegt und nicht etwa eine 
ständig anzunehmende Regel. 

tion einerseits und der Tötung ohne V~rwend~ngszweck 
andererseits. Es bestünden zwischen diesen beiden yor­
gängen wesentliche Unterschiede: die männlic~_en Ku~en 
würden rein aus dem Beweggrund heraus getotet, wirt-. 'd s9 A h schaftliche Lasten für den Betneb zu verme1 en. uc 
führte das BVerwG deutlich aus, dass jahrzehntelange 
Vollzugsdefizite im Tierschutzrecht ~icht begr~_nd~ten, 
dass ein Tiernutzer seine Handlungen m schutzwurdigem 
Vertrauen weiter fortsetzen dürfe. 60 Die Verpflichtung, die 
Küken nicht zu töten, tangiere dabei insbesondere di~ B~­
rufsfreiheit aus Artikel 12 GG, sie konkurriert also wie die 
Tötung „überzähliger" Tiere aus der Forschung mit entge­
genstehenden Grundrechten. 61 

3.1.1 Tragfähigkeit ökonomischer Motive 
als vernünftiger Grund 

Die Rechtsprechung hat in jüngerer Zeit festgestellt, dass 
rein wirtschaftliche Interessen „für sich genommen kein 
vernünftiger Grund im Sinne von § 1 Satz 2 TierSchG 
für das Töten von [Tieren sind]".53 Diese Frage wurde im 
Zuge des Rechtsstreites um die gängige Praxis, männliche 
Nachkommen von Legehennen in der Eierindustrie durch 
Schreddern oder Vergasen unmittelbar nach ihrem Schlüp­
fen zu töten, zuletzt durch das BVerwG ausführlich thema­
tisiert und abschließend geklärt. 54 Eine ähnliche Entschei­
dung traf das OLG Naumburg zur Tötung junger Tiger 
in einem Zoo. 55 Die Hintergründe dieser Entscheidungen 
sollen im Folgenden dargelegt werden. Im Anschluss soll 
bewertet werden, inwieweit diese Rechtsprechung auf den 
Bereich der Tierversuche und der in diesem Kontext ge­
töteten, nicht für wissenschaftliche Zwecke verwendeten 
Tiere übertragen werden kann. 
3 .1.1.1 Rechtsprechung zur Tötung männlicher Küken 
Während mehrerer Jahrzehnte wurden sog. Eintagsküken 
auch in Deutschland unmittelbar nach ihrem Schlüpfen 
routinemässig getötet. Grund dafür war, dass sie als männ­
liche Tiere für den in diesem Wirtschaftsbereich vorgese­
henen Lebenszweck, das Legen von Eiern, nicht geeignet 
sind. Aufgrund der hochgradig spezialisierten Leistungs­
zucht wäre jedoch auch ihre Verwendung als Masttiere 
für die Lebensmittelverwertung nicht rentabel. Die mög­
lichst rasche Entsorgung der „nicht brauchbaren" männli­
chen Küken erfolgte im Hinblick auf die Freihaltung der 
Kapazitäten für weibliche Hennen, welche (anders als die 
männlichen Exemplare) für den Betrieb Gewinn abwer­
fen können. 56 

3.1.1.2 Rechtsprechung zur Tötung von Zootieren 
Konfliktlagen entstehen zuweilen auch in Zoos zwischen 
den vorhandenen Platzkapazitäten und der Anzahl neuge­
borener Jungtiere. Wiederholt wurde in_ der Vergan~en­
heit von den Verantwortlichen entschieden, Jungtiere, 
die bestimmten (Zucht-)Kriterien nicht entsprechen, zu 
töten, um den Platz für andere Tiere aufzusparen. 62 Das 
OLG Naumburg entschied jedoch, dass „der zur Arterhal­
tung zur Verfügung stehende Platz [ ... ] den An~ekl~gt_en 
kein Argument gegen das Lebensrecht der _Jungtie~e lie­
fere und Zucht grundsätzlich nur zu ermöglichen sei, wenn 
die Nachkommen auch artgerecht untergebracht werden 
könnten. 63 Wer in Zoos Tiere züchte und diese aus Man­
gel an Platz oder aus ähnlichen Gründen töte, begehe eine 
Straftat im Sinne des § 17 Nummer 1 TierSchG. Dabei 
würden sich nicht nur diejenigen strafbar machen, die die 

47) Arleth/Billder-Bomhardt (Fn. 5), 655. 
48) Caspar, Tierschutz im Recht der modernen Industriegesellschaft, 

S. 361; Caspar, NuR 1997, 577; Hirt/Maisack!Moritz/Felde (Fn. 7), 
§ 1 Rdnr. 31, 33a; Kluge/von Loeper, Tierschutzgesetz, 1. Aufl. 
2002, § 1 Rdnr. 53. 

49) BR-Drs. 431/13 [B], S. 19; VG Stuttgart, Urt. v. 29.9.2021 -
15 K 4096/19, juris, Rdnr. 48. 

50) Lorz/Metzger (Fn. 41), § 1 Rdnr. 62. 
51) BVerfG, Urt. v. 6.7.1999 - 2 BvF 3/90, BVerfGE 101, 1, 

Rdnr. 17; Ort, NuR 2010, 860. 
52) Vgl. Kunzmann, NuR 2019, 449. 
53) BVerwG, Urt. v. 13. 6. 2019-3 C 28/16,juris, Leitsatz, Rdnr. 10; 

vgl. auch: Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), § 1 Rdnr. 62ff.; 
OLG Frankfurt, Beschl. v. 14.9.1984 - 5 Ws 2/84, NStZ 1985, 
130. 

54) BVerwG (Fn. 53), NJW 2019, 3096f. 
55) OLG Naumburg, Beschl. v. 28.6.2011 - 2 Ss 82/11, BeckRS 

2011, 25165. 
56) Betroffen davon war etwa die Hälfte aller Nachkommen der Le­

gehennen und damit ca. 45 Millionen Küken jährlich allein in 
Deutschland; vgl. bspw. Animal Society: Kükentöten, Stand v. 
7.3.2023, abrufbar unter: https://animalsociety.de/nutztiere/ 
kuekentoeten/; Spiegel: So soll das Kükentöten gestoppt wer­
den, Stand. v. 9.9.2020, abrufbar unter: https://www.spiegel.de/ 
wirtschaft/service/kueken-toetung-ab-2022-verboten-darum­
geht-es-in-julia-kloeckners-gesetzentwurf-a-3ec43e1b-7296-
49c5-961a-90d5509731a9. 

57) BVerwG (Fn. 53), Rdnr. 18. 
58) BVerwG (Fn. 53), Rdnr. 26. 
59) BVerwG (Fn. 53), Rdnr. 25. 
60) BVerwG (Fn. 53), Rdnr. 29. 

Das BVerwG qualifizierte diese Praxis als rechtswid­
rig, da auch wirtschaftliche Interessen an den Belangen des 
Tierschutzes zu messen seien und nicht bereits deshalb ei­
nen vernünftigen Grund darstellten, weil sie „ökonomisch 
plausibel" seien. 57 Für die männlichen Küken würde der 
ethisch fundierte Lebensschutz in seiner Gesamtheit gleich 
von vornherein aufgegeben. Bereits bei ihrer Erzeugung 
stehe fest, dass sie umgehend getötet würden, ihnen werde 
jeder Wert abgesprochen.58 Diese Tatsache führe zu einer 
unterschiedlichen Bewertung der Tötung durch Schlach­
ten von Tieren zum Zwecke der Nahrungsmittelproduk-

61) BVerwG (Fn. 53), Rdnr. 21, 31; BeckOK Grundgesetz, 53. Edi­
tion 2022, Art. 12 GG Rdnr. 1, zu Art. 12 GG als „zentrales 
Menschenrecht". 

62) Vgl. nur Ort (Fn. 51), 853, 857; Welt: Warum gesunde Zootiere 
getötet werden, Stand v. 23.5.2016, abrufbar unter https:/ /www. 
wel t.de/ wissenschaf t/ article 155591028/Warum-gesunde-Zo­
otiere-getoetet-werden.html; Quarks: Darum töten Zoos auch 
gefährdete Tiere, Stand v. 25.8.2020, abrufbar unter https:// 
www.quarks.de/umwelt/tierwelt/darum-tocten-zoos-auch-gc­
faehrdete-tierc/; Verband der Zootierärzte: Töten von Zootie­
ren, Stand v. 7.3.2023, abrufbar unter file:///G:/Oownloads/ 
Toctcn-von-Tiercn-VZT-2018.pdf, S. 2ff. 

63) OLG Naumburg (Fn. 55),juris, Rdnr. 10, 13, 14. 
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Tötung(en) begehen, sondern unter Umständen auch deren 
Vorgesetzte,64 sofern diese wussten oder hätten wissen müs­
sen, dass di~ Tiere ob ihrer „Unbrauchbarkeit" getötet wer­
d~n un_d di~ser Tötung (auch konkludent durch fehlendes 
Emgre1fen m die gängige Praxis) zugestimmt haben (dazu 
mehr im Folgebeitrag).65 

3.1.2 Heranziehung wissenschaftlichen Erkenntnisgewinns 
als vernünftiger Grund 

Auch die Tötung von Tieren aus der Versuchstierzucht, 
die _nic~t in 1:ierversuchen eingesetzt werden, erfolgt auf 
Basis ei_ner. simplen ökonomischen Rechnung.66 Auch 
wenn die Tiere ursprünglich für wissenschaftliche Zwe­
cke vorgesehen waren - genauso wie die Küken gezüchtet 
worden wa~en, um Legehennen für die Eierproduktion 
hervorzubrmgen -, kommen sie mit dem vorgesehenen 
zv.:eck nie tatsächlich in Berührung. Durch die üblicher­
weise erfolgende Tötung sollen Kosten, Platz- und Zeit­
ressourcen eingespart werden, die ansonsten für die Hal­
tung „unbrauchbarer" Tiere aufzubringen wären.67 Der 
Umstand, dass die aufzubringenden Ressourcen letzt­
lich für die Verwendung in Tierversuchen fehlen wür­
den, ist lediglich eine mittelbare Auswirkung, ebenso 
wie dies bei den Brutbetrieben der Fall ist. Auch Brut­
betriebe hätten ein Interesse daran, die aufzubringenden 
Ressourcen anderweitig, nämlich nutzeneffizient einzu­
setzen. Es ist nicht ersichtlich, warum die tierexperimen­
telle Forschung und die Produktion von Nahrungsmit­
teln in Konkurrenz zum Tierschutz unterschiedlich zu 
gewichten wären. Die den Züchtungen jeweils überge­
ordneten Interessen - Gesundheit der Gesellschaft bzw. 
Krankheitsbekämpfung einerseits und Nahrungsmittel­
produktion andererseits - unterscheiden sich zwar,jedoch 
sind sie jedes für sich genommen grundsätzlich anerkannt 
und in einem gewissen, unmittelbaren Rahmen dazu be­
rechtigt, Tierleid und Tiertötungen zu rechtfertigen. 68 

Unbestritten ist, dass die Rechtfertigung der Tötung von 
Tieren zur Nahrungsmittelproduktion für den Menschen 
nicht auf die Tötungjener Tiere übertragen werden kann, 
die für diesen Zweck nicht nutzbar sind.69 Ebenso kann 
auch die Rechtfertigung, Tieren im Rahmen eines Tier­
versuchs Schäden zuzufügen, nicht auf die Tötung sog. 
überzähliger Versuchstiere übertragen werden. In beiden 
Fällen ist eine solche Argumentation als eine rein prag­
matische, rechtlich jedoch nicht konsistente und ethisch 
überdies fragwürdige Begründung einer reellen Kosten-
einsparung zu qualifizieren. . 

Insbesondere bei der Züchtung sog. Versuchstiere auf 
Vorrat ist kaum vorherzusagen, welche Tiere den Anfor­
derungen entsprechen werden und _welche ~ic~t. Die Kri­
terien der Zucht liegen allerdings im Vorhmei_n fest, und 
es ist mit Gewissheit davon auszugehen, dass eme Anzahl 
Tiere entstehen wird, die diesen Anforderungen nic~t g~­
nügt. 10 Auch wenn für je_den Ver~_uch ggf. unt~rschiedh­
che Kriterien festge~egt smd, so ~:uf~ es doch imt?er da­
rauf hinaus, dass „mcht nutzbare Tiere bewusst m K~uf 
genommen werden. Einer be_stimm~en_ Gruppe von Tie­
ren wird ihr Lebenswert somit bereits im Voraus bewus~t 
aberkannt, ebendiesen, die andere als die gewünsch~en ~i­
genschaften aufweisen. Ei~e !ötung bet~offener Tie~_e ist 
daher auch dann rechtswidrig, wenn mcht zuvor ~~mt­
liche Möglichkeiten ausgeschöpft wurden, um 1afur zu 
sorgen, dass solche „überzähligen" Tiere gar mcht_ erst 
entstehen11 und im Anschluss nach Feststellung der Nicht­
Nutzbarkeit für den vorgesehenen Versuch_ all~ zumutba­
ren Möglichkeiten ausgeschöpft wurden, die Ti_ere ande~-

. . wenden zu vermitteln oder wemgstens die weitlg zu ver , . . • h 1 Hälfte der Tiere weiter in der eige~en Emnchtung z~ a -
b d• Haltungskapazitäten m zumutbarer Weise zu ten zw. ie d. M „ r h erweitern. Dabei spielt es keine Rolle, __ ob iese og ic -

keiten mit größerem Aufwand und hoheren Kosten ver-
bunden sind. 72 

M tiven zt1r Tiertöt1111g 
3.1.2.1 Umga11g mit mehreren o 

. rnünftiger Grund vorliegt ob em ve • h ) z k ' Für die Bewertung, d d (ursprünghc e wec des 
Sind nicht die Ursache un h _edr nd sondern vielmehr der 

T• entsc et e , d p Anfallens der 1ere d. Motivation er ersonen, 
T•• g bzw ie . r· Zweck ihrer otun • d ausführen. Bei 1eren aus 

die die Tötung beauftra
1 
ge? un_cht entscheidend, dass diese 

h • cht a so ISt 01 f·· d. T'' der Versuc st1erzu . . (und ggf ur 1e otung . h 6• d n Einsatz m ( r. ursprünghc ur e_ chen vorgesehen waren SOLern 
im Rahmen von) T!erve~su e hierzu 1.1). Ausschlaggebend 
dies überhaupt zutr!fft, s1:h t werden, damit die betroffe­
ist vielmehr, das~ si_e ;et~t:n die Ressourcen für di~ Hai­
nen Forschungsemncd tu/ einsparen können. Es 1st der 
tung der entsprechen en 1

tr:ranzuziehen, der bei objekti­
Hauptzweck der Handhlu~g Unbeteiligten als hauptsäch-

h durc emen . • G ver Betrac tung . dnen ist mcht eme esamt-
lich verfolgter Zweck demz~or mit ve~folgter Interessen.73 

schau aller etwaiger ane ben tehen meist aus mehr als ei­
Mensc_hli~he Handl~nge~ 7olgen somit aus mehr als nur 
nem ei_nzi~en Zwe~ ~n ~:raus (sog. Motivbündel). 74 Die 
einer emzigen Mottva~ic:. doch nicht aus einer Aufsum­
R~chtfertig~~g darf s~c ni~~t legitimer Interessen ergeben, 
~ierung l~g~i~eJ u; teilung allein die legitimen Inte­
vielmehr sm dm er euKrönnen schon rein wirtschaftliche ressen von Be eutung. · h 1 .. f·· . h h der Rechtsprechung mc t a s ver-Grunde ur sic nac • f 11 d .. .c. • G d tragen 1s hat der Gesetzgeber im a e er nullltiger run , • "76 1 
T. h d. Arbeits- Zeit- und Kostenersparms a s 1erversuc e ie ,, • 11 d • .. .c.t· Grund gänzlich ausgeschlossen - erarttge vernulll1 igen 

64) Im Kontext der Tierversuche ist somit auch _die Verantwortung 
etwa des Leiters des Versuchs, der Versuchstierhaltung oder des 
Bereichsleiters zu prüfen. 

65) OLG Naumburg (Fn. 55), juris Rdnr. 6. . .. 
66) Die Einsparung von Kosten als Hauptmotiv Totung e~t­

sprechender Tiere steht außer Frage. Regelmass1g werden J~­
doch weitere Motive (so etwa andere Verwendungen oder die 
Einsparung von Kosten nur zum Zwecke weiterer wisse~schaft­
licher Forschung) zur „Verstärkung" der Argumentation be­
müht, NRW LT-Drs. (Fn. 2), S. 2f. Eine Legitimation der Tö­
tung lässt sich hierdurch jedoch nicht erzielen, weil allein auf das 
Hauptmotiv abzustellen ist, Hirt!Maisack/Moritz!Felde (Fn. 7), § 1 
Rdnr. 43. 

67) Siehe Fn. 21. 
68) Die Gewichtung von Nahrungsmittelproduktion (Eiererzeu­

gung) und Krankheitsbekämpfung könnte vor dem Hinter­
grund der laufenden Entwicklungen im Bereich der Herstellung 
von Alternativen zu tierischen Produkten gegebenenfalls unter­
schiedlich ausfallen (vgl. allerdings 3.1.2.4 zu Alternativen im 
Bereich der medizinischen Forschung). Zu beachten ist hierbei 
allerdings, dass die Eierproduktion einen konkreten, klar zu be­
wertenden Output bringt, während der gesellschaftliche Nut­
zen von Tierexperimenten in Bezug auf die Krankheitsbekämp­
fung äußerst vage bleibt und sogar zunehmend kritisch betrachtet 
wird, siehe hierzu 3.1.2.3. f. 

69) BVerwG (Fn. 41), Rdnr. 25. 
70) Felde/Kro11aus, Überzählige Tiere in der „Versuchstier"zucht 

dürfen nicht einfach getötet werden, Stand v. 8.3.2023, abruf­
bar unter https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/images/ 
pd f/ recht/ueberzaehlige _ tiere _felde _kronaus. pdf; Tierversuche 
verstehen (Fn. 17). 

71) So auch schon Chmielewska!Bert/Gru11e!He11sel!Schöt1felder (Fn. 4), 
677; Döriug/Erhard AtD 2006. 24f. 

72) VG Stuttgart, Urt. v. 29.9.2021 - 15 K 4096/19, juris, Rdnr. 56. 
73) Arletli/Billder-Bomhardt (Fn. 5), 663; Hirt/Maisack/Moritz!Felde 

(Fn. 7), § 1 Rdnr. 43; VG Münster, Beschl. v. 30.1.2015 - 1 L 
615/14, BeckRS 2015, 41262. 

74) BGH, Urt. v. 11. 5. 2022- 2 StR 445/21, NStZ 2022, 543; Fischer, 
Strafgesetzbuch: StGB, 68. Aufl. 2021, StGB §211 Rdnr. 19; 
Münchener Kommentar zum Strafgesetzbuch: StGB/Schneider, 
4. Aufl. 2021, StGB §211 Rdnr. 83. 

75) BVerwG (Rdnr. 53), Rdnr. 18, 26. 
76) Wörtlich in § 7a Abs. 2 Nr. 4 1. Halbsatz TierSchG. 
77) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (F11. 7), §7a Abs, 2 Nr. 4 1. Halbsatz 

TierSchG, Rdnr. 19. 
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nicht legitime Beweggründe dürfen in diesem Bereich 
dam_it gar nic~t in die Abwägung einfließen. 78 Auch die 
L~~ik st~ht eine~ anderweitigen Auffassung entgegen: 
Stunde eine Motivation für die Handlung im Vorder­
grund, ~elche ~ür sich genommen diese Handlung nicht 
rechtfe~~ig~n konnte_, so würde durch die Heranziehung 
und Wur_~igung weiterer, lediglich nebenbei verfolgter 
Beweggr_unde de facto gerechtfertigt, was zuvor nicht 
r~chtfe~tigbar war. 79 Dieses Vorgehen würde die Funk­
tion, die der ~esetzgeber dem vernünftigen Grund zu­
gedacht hat, m Gänze aushebeln. 8° Fortan könnte jed­
"':'edes _Neben~nteress~ _ herangezogen werden, um das 
eigentliche, mc~t legitime Inter~_sse für die Tiertötung 
zu komplementieren und ein „Uberwiegen" zu errei­
ch~n, um ~u tun, was auch immer man zu tun gedenkt: 
!3ei der 1:otung de_r männlichen Küken lag das Haupt­
interesse m der Wirtschaftlichkeit des Betriebs die das 
BVerwG nicht als Rechtfertigung anerkannt hat - die 
toten Küken wurden aber teilweise als Futtermittel etwa 
für in Zoos gehaltene Karnivoren genutzt, womit die 
Tötung von „Futtertieren" eigens zu diesem Zweck mi­
nimiert werden konnte. Dieses Interesse wurde neben 
der Wirtschaftlichkeit als legitimes Interesse für die Tö­
tung der männlichen Küken angeführt, um das Gericht 
von dem Vorliegen eines vernünftigen Grundes zu über­
zeugen, was jedoch scheiterte. Konsequenterweise kann 
eine solche Vorgehensweise auch in anderen Rechtsge­
bieten nicht tragen. 81 

3.1.2.2 Positionierung des Gesetzgebers zu Tierversuchen 
anhand der Konzeption des TierSchG 

Die Ersparnis von Geld, Zeit und Arbeitsaufwand kann 
schon de lege lata nicht als vernünftiger Grund gelten, da 
§ 7 a Abs. 2 Nr. 4 1. Halbsatz TierSchG dies ausdrücklich un­
tersagt. Sogar explizit auf den als sensibel geltenden Bereich 
der Wissenschaftsfreiheit bezogen, können die genannten 
Einsparungen einen Verstoß gegen den tierlichen Lebens­
schutz nicht rechtfertigen. Es liegt hier eine noch deutli­
chere Rechtslage vor, als dies in Bezug auf die „Kükentö­
tungen" zur Zeit der Rechtsprechung des BVerwG der Fall 
war (siehe oben 3.1.1.1). 

Auch der Versuch, als Rechtfertigung den Einsatz im 
Tierversuch, ,,einem durch den Gesetzgeber erlaubten 
Handeln" 82, als ursprüngliches Ziel der Zucht anzufüh­
ren, muss scheitern. Eine Erlaubnis, Tierversuche durch­
zuführen, impliziert keine pauschale Einschränkung des 
Tierschutzes im Sinne der Wissenschaft. Schädigende 
Handlungen - Tiertötungen darin eingeschlossen - wie 
sie für (invasive) Tierversuche üblich sind, werden durch 
§ 1 Satz 2 TierSchG zunächst einmal grundsätzlich ver­
boten. Allein im Kontext einer wissenschaftlichen Fra­
gestellung, welche nach eingehender Prüfung durch die 
zuständige Behörde allen gesetzlichen Anfo~der~ngen ge­
recht wird, kann derartiges Handeln (d. h. em Tierversuch 
und eine allfällig damit verbundene Tötung des Tieres) 
ausnahmsweise und nur als ultima ratio unter bestimm­
ten Bedingungen behördlich genehmigt und damit e~­
laubt werden. 83 Dann nämlich, wenn aus dem Versuch em 
überwiegender Nutzen insbesondere für die Gesundheit 
von Mensch und Tier oder für die Umwelt hervorgeht, 84 

wobei in einigen Fällen gar ein herausragender Nutzen 
erforderlich ist. 85 Selbst insoweit diese tragende Voraus­
setzung erfüllt ist, d~rf der Forscher __ gem. 7 a Abs. 1 S. 1 
TierSchG nur auf Tierversuche zuruckgreifen, wenn zur 
Beantwortung seiner Fragestellung keine Methoden ohne 
die Verwendung von Tieren, oder aber keine Methoden 
zur Verfügung stehen, welche weniger Tiere brau~~en, 
oder den Tieren weniger schwere Belastungen zufügen 
(sog. 3R- Prinzip). 86 Genauer gesagt darf ein Versuchsvor­
haben nur dann genehmigt und umgesetzt werden, wenn 
es unerlässlich und ethisch vertretbar im Sinne von § 7 a 
Abs. 2 S. 1 Nummer 3 TierSchG ist. Die Wissenschafts-

freiheit wurde somit bereits vom Gesetzgeber in legitimer 
Weise erheblich eingegrenzt, 87 und Tierversuche sind ge­
rade nicht mit einem ohne Weiteres gesetzlich erlaubten 
Handeln gleichzusetzen. Vielmehr sind Experimente mit 
Tieren einschließlich deren Tötung im Allgemeinen un­
tersagt88 und dürfen nur in besonders begründeten Fällen 
und nach Einholung einer Genehmigung durchgeführt 
werden. Dass in der behördlichen und wissenschaftlichen 
Realität Genehmigungen in hoher Zahl praktisch rou­
tinemäßig erteilt werden und diese rechtlichen Bestim­
mungen somit regelmäßig nahezu ausgehebelt wird, 89 ist 
dafür nicht von Relevanz und ändert insbesondere die 
Rechtslage nicht. 

3.1.2.3 Generelle Tauglichkeit von Tierversuchen 
zur Rechifertigung von Tierleid und Tiertötungen 

Ein kritischer Blick ist auch auf die Argumentation zu wer­
fen, dass Forschung an Tieren, die der menschliche_n Ge­
sundheit zugutekomme, sämtliche negativen Auswirkun­
gen für Versuchstiere und Tiere, die in diesem _Kon~ext 
entstehen und getötet werden, aufwöge. Es stellt sic? hier­
bei insbesondere die Frage, inwieweit überhaupt em ent­
sprechender Nutzen aus einem konkreten Versuc~spr~­
jekt tatsächlich abgeleitet werden kann. Aktuell wird m 
der Genehmigungspraxis regelmäßig ein Nutzen für den 
biomedizinischen Fortschritt ohne kritische Prüfung ange-

78) Vgl. schon zu wirtschaftlichen Interessen allgemein: Cirsovius, 
NuR 2017, 670, ,,wirtschaftliche Gründe[ ... ] weder strafrecht­
lich rechtfertigen noch verwaltungsrechtlich bei der Abwä­
gung kollidierender Verfassungsmaximen berücksichtigungs­
fahig", d. h. sie dürfen in eine mögliche Abwägung überhaupt 
nicht einfließen, nicht als Haupt- und auch nicht als Neben­
interesse. 

79) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), § 1 Rdnr. 43; KG NStZ 
2010, 175f.; VG Gelsenkirchen, Beschl. v. 4.2.2016-16 L 
221/16, BeckRS 2016, 41967; Pfohl, in: Münchener Kommen­
tar zum StGB, Bd. 7, 4. Auflage 2022, § 17 TierSchG Rdnr. 38; 
Schönfelder NuR 2017, 28; Hirt, der vernünftige Grund, 1992, 
s. 12. 

80) Arleth/Biller-Bomhardt, (Fn. 5), 663: ,,Legalisierung des eigent­
lich Illegalen durch eine beliebige und nicht kontrollierbare Ver­
knüpfung desselben mit dem Legalen würde das Vertrauen in die 
Durchsetzungskraft des Rechts sowie die erwünschte Abschre­
ckung vor der Begehung ähnlich gelagerter Taten ad absurdum 
führen.". 

81) Bspw. zum Motivbündel: Horcher, in: Hau/Poseck BeckOK BGB, 
65. Edition 2023, §2 AGG, Rdnr. 44, ,,Die Diskriminierung er­
scheint nicht deshalb in einem günstigeren Licht, weil der Ar­
beitgeber (zufällig) auch Sachgründe vorweisen kann", zudem 
sei es für die Unrechtmäßigkeit der Handlung „nicht erforderlich 
[ ... ], dass dieses Motiv „Triebfeder" des Verhaltens gewesen (sei] 
(BAG NZA 2018, 584 Rdnr. 21)". 

82) Chmielewska/Bert/Grune/Hensel!Schönfelder (Fn. 4), 682. 
83) Stucki, 55; Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), § 8 Rdnr. 9 ff., 18 f. 
84) Insb. §7a Abs. 1 S. 1 Nr. 2, 3 TierSchG. 
85) Bspw. §23 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 lit. a TierSchVersV. 
86) §7a Abs. 2 S. 1 Nr. 2, 4, 5 TierSchG; Erwägungsgrund 11 der 

Richtlinie 2010/63/EU. 
87) Gerritsen (Fn. 12), S. 83 ff. 
88) Entgegen Wagenknecht/ E usemann/Schwedhelm/Schönfelderl Bert 

(Fn. 2), 25, ist die Tötung von Tieren im Rahmen eines Tier­
versuchs gerade nicht grds. erlaubt, sondern vielmehr grds. nicht 
erlaubt. Der Tod als unmittelbare Folge der Versuchseinwirkun­
gen ist als ultima ratio nur unter den engen Voraussetzungen des 
§27 Abs. 2 TierSchVersV zulässig. Der Wortlaut der Norm legt 
deutlich fest, dass dieser Fall eine Ausnahme und nicht etwa die 
Regel darstellen soll. 

89) Genehmigungsanträge werden kaum je abgelehnt, vgl. Strittmat­
ter, ALTEX 2019, 470ff.; Bayern LT-Drs. 17/10464, S. 2; Hes­
sen LT-Drs. 19/1977, S. 2; Hessen LT-Drs. 19/2691, S. 1; Hessen 
LT-Drs. 19/4646, S. 2; Niedersachen LT-Drs. 17/396, S. 3; die 
EU gibt für Deutschland eine Ablehnungsquote von 0,0 % an, 
siehe B11squetl Kleensang/ Rovida/ Herrmann/Leist/Hartung, ALT EX 
2020, 167 ff. 
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nommen,
90 

o~schon bislang vorhandene systematische Aus­
wert~ngen dies~ Ann~hme nicht bestätigen. 91 

.. ~s ist das erklarte Ziel des deutschen, wie auch des euro­
paische~ Gesetzgebers, die Zahl der Tierversuche laufend 
z~ verrmger? und auf Tierversuche zu verzichten, wenn 
die Genehmigungsvoraussetzungen für diese nicht erfüllt 
werden.

92 
Um valide eine Tauglichkeit von Tierversu­

che~ ~estzustellen, wäre der Erkenntnisgewinn in einer 
realistischen Nutzenbewertung zu gewichten und dieser 
~em Schaden - ~nd damit den Belastungen der Versuchs­
tiere und der Totung der damit verbundenen Zuchttiere 
- gege~übe_rz?stellen.93 Dies wird vom Gesetzgeber in der 
EU-Richthme ausdrücklich 94 und im TierSchG implizit 95 

gefordert. Dafü_r müsste~ konkrete Anhaltspunkte festge­
legt werden, wie etwa die zeitliche Nähe einer Realisie­
rung des Nutzens, der den Erkenntnissen aus dem Tier­
versuch in einer konkreten beispielsweise medizinischen 
Anwendun~ folgt, die mögliche Zahl dadurch gerette­
ter menschlicher Leben und die Bedeutung und Bewer­
tung der angestrebten Lebensqualitätsverbesserung der 
Patientenzielgruppe. 96 

Nicht von der Hand zu weisen ist im Weiteren dass so­
wohl die gesellschaftliche als auch insbesondere di~ wissen­
schaftsinteme Kritik in den vergangenen Jahren stark zu­
g~nommen hat. 97 Die mangelhafte Reproduzierbarkeit, die 
haufig fehlende Translation auf die menschliche Situation 
u~d der so~it insgesamt fragwürdige Output eines Groß­
teils von Tierversuchen sind ernstzunehmende Gründe 
die Bedeutung von tierexperimentellen Studien innerhalb 
der Forschung eingehend zu hinterfragen. 98 Tierversuche 

90) Akhtar, Animals and public health, Why treating animals bet­
ter is critical to human welfare, 2012, S. 135; vgl. auch Badische 
Neueste Nachrichten, Wie Tierversuche genehmigt werden: 
Ein umstrittener Prozess hinter verschlossenen Türen, Stand v. 
5.3.2020, abrufbar unter https://bnn.de/nachrichten/politik/ 
wie-tierversuche-genehmigt-werden-ein-umstrittener-prozess­
hinter-verschlossenen-tueren, ,,so hänge es vom individuellen 
Bauchgefühl der Mitglieder ab, ob und in welcher Weise jemand 
zum Beispiel auch die Tierart berücksichtigt, weil ihm etwa Af­
fen wichtiger sind als Ratten". 

91) Carvalho et al., in: Herrmann, Jayne 2019., S. 376; Martic-Keh/1 
Schubiger, in: Atmanspacher/Maasen (Hrsg.), Reproducibility -
Principles, problems, practices, and prospects, 2016, S. 291; Lang­
ley, in: Revue Semestrielle de Droit Animalier, 2009, Vol. 1, 
S. 161 ff.; Völkl/Wiirbel, in: Theory in biosciences, Vol. 140, Is­
sue 2, 2021, S. 169-176; Nuffield, Animals, 184 erkennt diesbe­
züglich erhebliche Unterschiede zwischen verschiedenen For­
schungsbereichen; zur Nuczenkalkulation generell siehe Gerritsen 
(Fn. 12), s. 461 ff. 

92) Vgl. BT-Drs. 19/27629, S. 29; BMEL: Tierversuche vermeiden, 
verringern und Leiden reduzieren, Stand v. 8.3.2023, abruf­
bar unter https://www.tierwohl-staerken.de/nutztiere/themen/ 
tierversuche-reduzieren/; Richtlinie 2010/63/EU, (Fn. 10), Er­
wägungsgrund 10, 12. 

93) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), §7a Rdnr. 90ff.; zu beach­
ten ist, dass nicht das Erkenntnisgewicht vieler Tierversuche den 
Belastungen der Tiere eines einzelnen konkreten Tierversuchs 
bzw. der Tötung damit zusammenhängender „nicht brauchba­
rer" Tiere gegenübergestellt werden darf. Um eine Verzerru~g 
der gesetzlich geforderten Interessenabwägung zu vermeid~n, ist 
analog dem Schaden lediglich der konkret aus dem fragh~_hen 
Tierversuch realistischerweise zu erwartende Nutzen zu beruck-

sichtigen. . .. 
94) In Art. 38 Abs. 2 lit. a, d der_R1c~thme 2010/6~/EU. . 
95) Als Teil der Abwägung, ob em Tierversuch ethisch vertretbar 1st 

nach §7a Abs. 2 S. 1 Nr. 3 TierSchG und §8 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 

lit. a TierSchG. .. . 
96) Stellungnahme der Tierschutzverbände Arzte_ geg~n Tierversu­

che e. V., Deutsche Juristische Gesellschaft fur Tierschutzrecht 
e. V. und PETA Deutschland e. V. zu dem Refere~tenentwu~f 
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwutscha~t fur 
ein fünftes Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes sowie zu 
dem Referentenentwurf des Bundesminister\~ms für Ernährung 
und Landwirtschaft für eine Verordnung zur Anderung versuchs-

h fi.. Alternativmethoden gesetz-
• d. auc ur 11 d 

müssten - wie_ ies den Prüfstand geste. t wer en u_nd 
lieh festgelegt ist - auf weis stellen, bevor sie. als rechtlich 
ihren Nutzen unt~r Be für die Tötung von Tieren herhal­
haltbare Rechtfertigung 
ten können. Meinungsbild, welches Wagen. 

Das klar erkennbare / /Schönfelder/Bert99 in Bezug 
knecht/Eusemann/S~hwe1he :enswert erachten, existiert im 
aufTierversuc_he fur w~~scd n rechtlichen, gesellschaftli­
Übrigen be~e1ts undfif eWeg vor. Eine repräsentative 
chen und wJSSenscha _t ic en d Bu··rgern in acht EU-Län-

B.. mnen un . 
Umfrage ~on ~-rge~023 zu dem Ergebnis, dass sich 77 % 
dem kam 1m ~arz_ estle ung von verbindlichen Zielen 
der Befragten fur_die F h N-ung von Tierversuchen durch 
und Fristen für die ~o~sc --~ end 66 % der Befragten bei ei­
die EU ausspr~cheJnh 

2
~;0r zustimmten, dass mit soforti­

ner Umfrage im a. r ehe in der EU beendet werden 

ge
1
~ Wi~~u;~/tir~

1
i~;~~~~ichte eine europäische _Bürger-

so ten. r . A t'e aus Ti·erversuchen eme Un-. · • • fi. nen uss 1 g mit1at1ve ur e1 Millionen Stimmen. 102 Zu-
terstützung von mehr als 1,2 . • M h h • 

h . h d EU-Parlament mit emer e r e1t von 
vor sprac s1c as •· · h A f l 
97 % dafür aus, einen gesamt-europa1sc en uss iegsp an 

. k l 103 zu entw1c e n. • h d 
Nutzen und Berechtigung von T1erv:rsuc en wer en 

1 b . f brei· ter Basis zunehmend m Frage gestellt, 
a so ereits au •·b ··h1· " T. 

d Z ht nd damit der Tötung „u erza 1ger 1ere 
was er uc u • h • h d • 
• egliche Grundlage entzieht. 104 Rechtlich, e~ isc un . w1s-
{enschaftlich jedenfalls vermag der allgememe Verweis auf 
die Bedeutung tierexperimenteller Forschung als Rechtfer-
tigung nicht zu überzeugen. 

tierrechtlicher Vorschriften (Änderungen der Tierschutz-Ver­
suchstierverordnung), v. 28.3.2020, abrufbar unter http://djgt. 
webl 9.s60.goserver.host/wp-content/uploads/2020/12/tier-
versuche1.pdf, S. 19. . . . 

97) Herrmann/Jayne (Hrsg.), Anima! expenmentatton: workmg to­
wards a paradigm change, Schriftenreihe Human-Anima! Stu­
dies, Volume 22, Leiden/Boston 2019. 

98) Vgl. etwa Lindl/Voelkel/Kolar ALTEX 2005, 22(3),143-151; 
Greek/Menache IntJ Med Sei. 2013, 10(3), 206-221; Lindl/Voel­
kel, ALTEX 2011, 28(3), 242f.; Mullard Nat Rev Drug Discov 
2016, 15(7), 447; Hay!Thomas/Craighead/Economides/Rosenthal 
Nat Biotechno!. 2014, 32(1), 40-51; Arrowsmith Nat Rev Drug 
Discov 2012, 11,17f.; KMR Group, Annual R&D General Me­
trics Study Highlights New Success Rate and Cycle Time Data, 
Stand v. 8.8.2012, abrufbar unter https://kmrgroup.com/wp­
content/ themes/ responsi vepro-child/ PressReleases/2012 _ 08 _ 
08%20KMR%20PBF%20Success%20Rate%20&%20Cycle% 
20Time%20Press%20Release.pdf; auch Tierversuche verstehen 
greifen diese Zahl auf, https://www.tierversuche-verstehen.de/ 
faktencheck-92-prozent-der-tierversuche-sind-nicht-ueber­
tragbar/; Downing/Shah/ Aminawungl Pease/Zeitoun/ Krumholz/ 
Ross,JAMA 2017, 317(18), 1854-1186. 

99) Wagenknecht/Eusemann/Schwedhe/m/Schönfelder/Bert (Fn. 2), 30. 
100) Umfrage von Savanta ComRes, veröffentlicht am 31.3.2023, 

a_brufbar unte~ https://savanta.com/knowledge-centre/pub­
hshed-polls/animal-research-poll-eurogroup-for-animals-31-
march-2023/. 

101) Ärzte gegen Tierversuche, Europas Bürger wollen keine 
grausamen Tierversuche, Stand v. 10.3.2009, abrufbar unter 
https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/tierversuche/ 
statistiken/259-europas-buerger-wollen-keine-grausamen­
tierversuche. 

102) Erge~nis der EBI abrufb~r unter https://eci.ec.europa.eu/019/ 
pubhc/#/screen/home/d1sabled; Eurogroup for animals dazu 
h ttps: / / www. euro ~ro u pfo ran i mals. org/ c am pai gns/ eci-sa ve­
cruelty-free-cosmetics; Cruelty Free Europe dazu https://cruelty­
freeeurope.org/save-cruelty-free-cosmetics. 

103) EU-Resolution 2021/2784(RSP), Stand v. 12.1.2022, abruf­
bar unter https://www.eur~parl.europa.eu/doceo/document/ 
~A-9-2021-0387_DE.html; Arzte gegen Tierversuche Histo­
rischer Erfolg für die Tiere!, Stand v. 16.9.2021, abrufb,ar unter 
https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/ de/ news/aktuelle­
news/3444-h istorischer-erfolg-fuer-die-tiere 

104) Hemnannl]ayne, (Fn. 92), S. 321 f. • 

Springer 
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3.1.2.4 Gewicl1t1111g des Interesses an Tierversucl,en 
i11kl. Tiertötu11ge11 in A11betracl,t 111öglicl1er „Altemative,r" 

Ganz richtig wurde bereits festgestellt, dass eine Gewich­
tung der unterschiedlichen lnteressenslagen nicht zuletzt 
davon abhängt, ob und welche „Alternativen" (zur Tö­
tung der betroffenen Tiere, 105 aber auch zu dem Vorha­
ben Tierversuch, das ihre Existenz erst bedingt) zur Ver­
fügung stehen. 106 In der Forschung stehen gerade in den 
als wegweisend deklarierten Forschungsfeldern zu Krebs 107 

SARS-CoV-2 108 und Erkrankungen des zentralen Nerv~n­
systems 109 heute eine große Anzahl tierversuchsfreier ef­
fizienter, günstiger, schneller und vor allem direkt über­
tragbarer M~thod~n zur Verfügung. 110 Das Fehlen einer 

das letzte Mittel zu sein, nachdem ~ämtli_che Anstre~~un­
gen für ein milderes Mittel gescheitert smd. Dazu zahle_n 
etwa eine Vermittlung oder Veräußerung unter _Erg~er 
fen entsprechender Maßnahmen, s~ a~ch unter Emse „a -
tung von Medien, Tierschutzorgamsationen, Fachverba~,; 
den und -behörden oder weiteren lnte~essen~gruppen. 
Wenn eine Lebenserhaltung aber mögh~h ware_ und le­
diglich aus Gründen der Ko_~ten~rsparms auf di~se ver­
zichtet wird, entfallt der vernunfuge Grund auch im Falle 
des § 16a TierSchG. 118 Aktue~l ist anzun.~h1!1en, dass zahl­
reiche Forschungsinstitute mcht alle moghchen Anstren­
gungen unternehmen, um den Tieren ein Fortleben zu 
ermöglichen. 119 

1: 1-Alternative zu Jedem Tierversuch - insbesondere in der 
C?run_dlag_enforschung .- ist kein Synonym für Alternativlo­
sigkeit. Tierve~suche_ smd weder die einzige noch die beste 
und oftmals mcht emmal eine überhaupt geeignete Me­
thode zur Erforschung menschlicher Krankheiten und zur 
Entwicklung von Therapien und Medikamenten. 

Mit der vermehrten Anwendung tierversuchsfreier For­
schungsmethoden entstünden keine bzw. drastisch weni­
ger Tiere, die als „überzählig" gehalten werden müssten. 
Für die Forschung und auch im Falle männlicher Küken 
für Brüterei-Betriebe (mit der Geschlechtsbestimmung im 
Ei~ bestehen_ an~ere, in vielerlei Hinsicht bessere Möglich­
keiten als die tierschutzrechtlich problematischen aktuel­
len Praktiken, die in vergangenen Zeiten ohne die heu­
tigen Tierschutzbestimmungen etabliert wurden. Es ist 
daher nicht einsehbar, warum die Tötung von „Eintags­
küken" eines vernünftigen Grundes entbehrt, die Tötung 
„nicht verwendbarer" Versuchstiere jedoch rechtmässig 
sein sollte. 111 

3.1.3 Wertung der behördlichen Ermächtigung 
aus § 16a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 TierSchG 

Auch das Argument, die Tötung von Tieren zum Zwe­
cke der Kostenersparnis könne mit der Wertung des§ 16a 
Abs. 1 S. 2 Nr. 2 TierSchG flankiert werden, 112 leuchtet 
nicht ein. Die genannte Vorschrift erteilt den Behörden 
unter stets hohen Anforderungen die Ermächtigung, ein 
in ihre Obhut gelangtes Tier zu töten, sollte es u. a. nicht 
artgerecht untergebracht werden können. Aus dieser Re­
gelung abzuleiten, dass Forschungseinrichtungen nicht zur 
Schaffung von Haltungskapazitäten für die von ihnen selbst 
erzeugten Tiere verpflichtet wären, erscheint grotesk. 

Die Verantwortung für die Tiere unterscheidet sich in 
den beiden gesetzlichen Fallkonstellationen auch hier­
durch, dass die von den Behörden in Obhut genommenen 
Tiere regelmäßig aus Fortnahmen infolge tierschutzwid­
riger Zustände stammen, während im wissenschaftlichen 
Kontext gezüchtete Tiere ungeachtet ihrer späteren Ver­
wendung bewusst und gezielt erzeugt werden. 113 Es liegt 
auf der Hand, dass hierdurch eine besondere Verantwort­
lichkeit entsteht, die vom Gesetzgeber für die entsprechen­
den Personen(gruppen) denn auch ausdrücklich normiert 
wurde: Wer ein Tier hält, betreut oder zu betreuen hat, 
muss für das Wohlbefinden dieses Tieres und insbesondere 
auch für seine Unterbringung sorgen. 114 Dem Halter oder 
Betreuer kommt eine Garantenstellung zu, welche mit be­
sonderen Verpflichtungen einhergeht. 115 Dieser Verant­
wortung kann man sich nicht „kurzfristig durch Euthanasie 
der uneingeschränkt lebensfähigen, gesunden und zunächst in ihrer 
Existenz gesicherten „Produkte"[. .. ) entledigen".116 Forschungs­
einrichtungen sind vielmehr gehalten, ihre Verantwortung 
wahrzunehmen und gegebenenfalls auf Forschungsmetho­
den zu verzichten, in deren Rahmen „nicht verwendbare" 
Tiere entstehen. Dies gilt umso mehr, je stärker der Nutzen 
der angestrebten Versuchserkenntnis für die Gesellschaft in 
Frage steht. 

Eine Tötung von Tieren hat - ob die Verantwortung bei 
der öffentlichen Hand oder in privaten Händen liegt - stets 

105) Dazu mehr unter Punkt 3.1.4. 
106) Wagenknecht/Eusemann/Schwedl1elm/Schönfelder!Bert _(Fn. 2), 28. 
107) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), § ?a Rdnr. 46; T1etz~/Bellacl1, 

in: Klotter Prävention im Gesundheitswesen, Verlag fur Ange­
wandte Psychologie, Göttingen, 1997, S. 148; Kather/Hal~n:ia, 
Br J Cancer 2019, 120(9), 871-882; Fraunhofer, Personahs1e­
rung der Krebsbehandlung mit Quantencomputing, Stand v. 
10.8.2021, abrufbar unter https://www.fraunhofer.de/en/ 
press/research-news/2021 /august-2021 /personalizing-cancer­
treatment-with-quantum-computing.html; NAT-Database Ab­
frage zu Krebs, abrufbar unter https://nat-datenbank.de/?full­
text=cancer&von_publishing_year=&bis_publishing_year=& 
search=1 #result. 

108) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), §7a Rdnr. 81a; Busquet/Har­
tung/Pallocca/Rovida/Leist, Arch Toxicol 2020, 94, 2263-2272; 
NAT-Database Abfrage zu Corona, abrufbar unter https:// 
nat-datenbank.de/?fulltext=corona&accordionc2=on&accor­
dionc1 =on&accordionc3=on&von_publishing_year=&bis_pu­
blishing_year=&accordionc4=on&search=l #result; Ritskes-Hoi­
tinga/Barella/Kleinhout-Vliek, in: Animals, 2022, 12(13), 1735. 

109) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), §7a Rdnr. 32, 73f.; NAT-Da­
tabase Abfrage zu Multipler Sklerose, abrufbar unter https://nat­
datenbank.de/?fulltext=multiple+sklerose&accordionc2=on& 
accordionc 1 = on&accordionc3= on& von_publishing_year=& 
bis _publishing_year= &accordionc4=on&search = 1 #result. 

110) Weiteres zu tierversuchsfreier Forschung: Gesundheitsstadt 
Berlin, Stammzellen statt Tierversuche: Charite-Forscher fin­
den erstmals Medikament gegen das unheilbare Leigh Syndrom, 
Stand v. 2.3.2021, abrufbar unter https:/ /www.gesundheits­
stad t-b erlin. de/ s tammzell en-s tatt- tierversuche-charite-for­
scher-finden-erstmals-medikament-gegen-das-unheilbare­
leigh-syndrom-14989/. 

111) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), § 17 Nr. 1 TierSchG Rdnr. 60. 
112) So argumentierte die Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am 

Main in ihrem Bescheid über die Verwerfung der Beschwerde 
gegen die Einstellung des Ermittlungsverfahrens durch die 
Staatsanwaltschaft Frankfurt auf Grundlage der Strafanzeigen 
g~_gen verschiedene Frankfurter Labore wegen der Tötung von 
,,Uberschusstieren" von den Vereinen Ärzte gegen Tierversu­
che e. V. und Deutsche Juristische Gesellschaft für Tierschutz­
recht e. V., am 23.11.2022, S. 6. 

113) Wer Tiere für Versuchszwecke züchtet, weiss, dass eine erheb­
liche Anzahl nicht den Zielvorgaben entsprechender Tiere ent­
steht, Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), § 17 Nr. 1 TierSchG 
Rdnr. 61; Tierversuche verstehen: Haltung von Versuchstieren, 
Stand v. 2.3.2023, abrufbar unter https://www.tierversuche­
verstehen.de/haltung-von-versuchstieren/. 

114) §2 TierSchG. 
115) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), § 5 TierSchG Rdnr. 17, § 11 

Rdnr. 20 u. V. m. 
116) OLG Naumburg, Beschluss vom 28.6.2011 - 2 Ss 82/11, juris 

Rdnr. 16, in Bezug auf die Tötung männlicher Küken. 
117) Hirt/Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), § 17 Nr. 1 TierSchG Rdnr. 62. 
118) Kluge in: Kluge, Tierschutzgesetz,§ 16a Rdnr. 36; OVG Müns­

ter Beschl. v. 14.6.2011 - 5 B 412/11, AUR 2011, 371f.; VG 
Frankfurt/M, Urt. v. 23.5.2001 - 2 E 1506/99 (2), NVwZ 
2001, 1320. 

119) Zu prüfen wäre, ob dem Staat aus Artikel 20a GG nicht die 
Pflicht zukommt, spezielle Einrichtungen oder Programme 
zum Auffangen betroffener Tiere zu schaffen oder aber zumin­
dest zu unterstützen, bspw. in Zusammenarbeit mit Tierheimen 
oder Organisationen (vgl. etwa Initiative Hilfe für Labortiere 
Berlin c. V., siehe http://labortiercbcrlin.de/). 

€) Springer 
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. " Tiere im L1c . .. "berzähhger 
Casper/Gerritsen, Die Totung ,,u h fte Aufwand im-

3.1.4 Rechtfertigungsmöglichkeit über anderweitige 
Verwendung der (toten) Tiere 

Nicht alle Tiere, die ohne Nutzen für den Tierversuch 
bleiben, werden gänzlich ohne (anderen) Verwendungs­
zweck getötet. Teilweise finden sie als Futtermittel für an­
dere Tiere oder aber zu wissenschaftlichen Zwecken gern. 
§ 4 Absatz 3 TierSchG 120 Verwendung. 121 Der Anteil der 
zu wissenschaftlichen Zwecken verwendeten Tiere macht 
mit 644 207 im Vergleich zu den ansonsten als „überzählig" 
getöteten Tiere (2 554 560) jedoch nur einen verhältnismä­
ßig kleinen Teil aus. Auch wenn ihnen damit ein gewisser 
Nutzen zukommt und sie demnach letztlich nicht völlig 
„nutzlos" und ohne Wert getötet wurden, 122 ist das damit 
verbundene Interesse weder qualitativ noch quantitativ aus­
schlaggebend für die Wertung insgesamt. Tatsache bleibt, 
dass sie nicht für den ursprünglich vorgesehenen, einzig ge­
planten Zweck verwendbar waren. Nur dieser Zweck und 
das Hauptmotiv hinter der Tötung, die Vermeidung von 
Kosten und anderen Ressourcen, ist für die Rechtfertigung 
entscheidend. 123 Der Verwendung als Futtermittel für an­
dere Tiere schenkte das BVerwG auch im Falle der männ­
lichen Küken als möglicher Rechtfertigung keine Beach­
tung. 124 Für diesen Zweck der Verwertung waren die Tiere 
nicht von vornherein vorgesehen, vielmehr wurden sie ihm 
erst nach Feststellung ihrer Unverwertbarkeit für den ur­
sprünglich geplanten Zweck zugeführt. 125 Eine rechtswid­
rige Situation durch die Heranziehung eines nachträglich 
geschaffenen, lediglich der Problemminimierung dienen­
den Zwecks legitimieren zu wollen, stellt eine Form des 
Rechtsmissbrauchs dar. 126 Wer vorsätzlich eine Situation 
verursacht, die geeignet ist, einen Verbotstatbestand (Zu­
fügung eines Schadens durch Tötung) zu erfüllen, kann 
aus dieser Lage nicht auch noch Rechte (ungeahndet Tiere 
töten zu dürfen) ableiten (venire contra factum propium). 127 

Im Rahmen der Versuchstierzucht werden aktiv und be­
wusst laufend Tiere nachgezüchtet, um jederzeit eine be­
liebige Anzahl „geeigneter" Tiere zur Verfügung zu ha­
ben, ohne dass klar ist, ob und wie viele Tiere überhaupt 
gebraucht werden. 128 Der Umstand, dass aus den „unver­
wertbaren" Tieren nachträglich noch „das Beste gemacht 
wird", indem sie, soweit überhaupt möglich, 129 als Futter 
für andere Tiere verwendet werden, ändert am Fehlen ei­
nes vernünftigen Grundes für die Tötung entsprechender 
Tiere nichts. 

3.2 Zustand der Rechtsunsicherheit 

Zu der diskutierten Problematik im speziellen hat sich bis­
lang keine Rechtsprechung herausgebildet, sodass bei Be­
hörden, Staatsanwaltschaften und Forschungsinstituten ein 
Zustand der Rechtsunsicherheit herrscht. Im Zuge kon­
sequenter Anwendung des Gesetzes und der bisherigen 
Rechtsprechung zu vergleichbaren Fällen wird deutlich, 
dass auch die „überzähligen" Tiere aus der Versuchstier­
zucht nicht ohne Weiteres getötet werden dürfen. Es ist da­
rauf hinzuweisen, dass sich Forschende nicht auf das Fehlen 
einschlägiger Rechtsprechung berufen dürfen, um weiter­
hin rechtswidrig zu handeln. 130 

Für eine Einzelfallabwägung unter den konkreten Um­
ständen jedes einzelnen Tierversuchs zu plädieren, 131 steht 
dem Wunsch nach Klarheit und Rechtssicherheit entge­
gen und ist damit fehl am Platz. Ein solches Vorgehen 
würde Einzelfallentscheidungen von Versuch zu Versuch 
und Bundesland zu Bundesland erzeugen und das drasti­
sche Vollzugsdefizit im Bereich des Tierschutzrechts noch 
weiter begünstigen. 132 Fraglich ist ü?erdie~, wi~ _ein Ge­
richt überhaupt beurteilen sollte, wie der Jewe1hge Ver­
such geplant wurde und ob die Erzeugung nicht passe_n­
der Tiere unvermeidlich und eine Tötung gerechtfertigt 
war zumal in diesem Bereich ein hohes Maß an lntrans­
par~nz herrscht, Gutachter nicht selten in einem Interes-

h n
1JJ und der gesamt a 

k flikt ste e 
sens on__ nsicherheit durch Rege-

;::~estrebung, di~ Rd~~~~erSchVersV zu behebe~, 
. TierSchG oder 10 h tierlichen und menschh-

lung im die Abwägung zw•M· sc ßentab angesetzt werden. Ob muss an . h her a s d. T" • chen Interessen ein o im Gesetz kann ie ot~ng emes 
des vernünftigen Grundes echtfertigt sein, ~enn dte Alter-
T . maximal dann ger k daher keinesfalls bedeu-ieres • Das ann d. T" d native unzumu~bar ist. tlichen durch te otung es 
ten, dass sich die V~rantwor d tatsächlichen Aufv.:-and ~nt­
Tieres jedem finanz1el_~e:~~tattdessen alle Mögltchk~1te_n 
ziehen können. Es mu~s aus eschöpft werden, wobei die 
bis zur Unzumutbar~ett U g mutbarkeit konkret bundes­
Voraussetzungen an eine hnzu usetzen wären (zu den Vo-l nd hoc anz P k 3 1 2 rechtlich zu rege n u .. r hk ·ten bereits unter un t •• 
raussetzungen und Mog 1f ei g anderweitige Nutzung, 
zweiter Absatz:. Zucht) anu) Die Einhaltung dieser Vo­
Vermittlung, weitere Ha ~~;k~i~en Kontrolle durch Behör­
raussetzungen muss der O 

den unterstehen. 

führten Tiere fallen jedoch in 
120) Jene dieser Verwendungh z~g~Statistik des BfR bereits gerade 

d Z··h] g und Versuc stter .• b '"hl' er a un . d . hoher Zahl gelisteten „u erza 1-nicht mehr unter die ort in 

gen" Tiere. h .h m ,,..od bspw. Organe zur Un-h "ß .h werden nac i re J. 121) Das e1 t, t nen Prä aration entnommen. Siehe zum Ganzen 
~:ue:~~c~t~~;,:ema,;n/Schwedhelm!Scl1önfelder/Bert (Fn. 2), 29; 
Ch;,1ielewska/Bert!Grune/Hensel/Schönfelder (Fn. 3), 680 f. 

122) Wagenknecht/Eusemann/Schwedhelm/Schönfelder/Bert (Fn. 2), 29. 
123) Ort (Fn. 51), 855. • U ·1 124) Keine Erwähnung und Beachtun~ des~:n im . rte1 • 
125) Gemäß OVG Münster würden d~e Kuken nICht zur Ven~en­

dung als Futtermittel für andere Tiere erzeugt, son_dern getotet, 
weil sie nicht das Ziel des Erzeugungsprozesses bilden u~d le­
bend keinem anderen wirtschaftlich lohnenden Zweck fo~der­
lich seien. Die Abgabe der Körper der Küken zur Fu~term1ttel­
gewinnung sei nicht der Zweck der Tötung, sondern ihre Folge, 
OVG Münster, Urt. v. 20.5.2016 - 20 A 488/15, BeckRS 2016, 
46153. 

126) LG Magdeburg, Urt. v. 6.12.2010 - 26 NS 120/10, BeckRS 
2011, 1796; OVG Münster, Urt. v. 20.5.2016 - 20 A 488/15, 
BeckRS 2016, 46153. 

127) Arleth/Biller-Bomhardt, (Fn. 5), 662; Ort (Fn. 51), 858; Hirt/ 
Maisack/Moritz/Felde (Fn. 7), § 17 Rdnr. 43; Kluge/von Loeper 
(Fn. 48), § 17 Rdnr. 170; BVerfG, Beschl. v. 5.7.1972 - 2 Bvl. 
6/66, 28/69, 3, 11 u. 12/70, NJW 1972, 1851-1853. 

128) Kleine Nagetiere wie Ratten und Mäuse sind beliebte Ver­
suchstiere. Um den Bedarf möglichst rasch und ökonomisch at­
traktiv zu decken, werden diese Tiere in aller Regel laufend 
auf Vorrat gezüchtet. Der vernünftige Grund für die Tötung 
der ~adurch „überzählig" gezüchteten Tiere entfallt gänzlich, 
da eme Zucht „auf Bestellung" sowohl zeitlich als auch kos­
tentechnisch vollkommen zumutbar wäre und die Tiere daher 
unnötig und vermeidbar entstehen und getötet werden - bei 
nor~alen Tieren, wie auch bei GVT-, vgl. dazu Hirt/Maisack/ 
Moritz/Felde (Fn. 7), § 17 Nr. 1 TierSchG Rdnr. 62. 

129) ~ur aktuell nicht möglichen Verfütterung genveränderter Tiere 
siehe Wagenknecht!Eusemann/Schwedhelm/Schönfelder/Bert NuR 2023,S. 225,228. ' 

130) Hirt/Maisack!Moritz/Felde (Fn. 7), Einl., Rdnr. 86. 131) ~a.J;;~neclzt/Eusemann!Schwedhelm/Schönfelder/Bert (Fn. 129), 

132) Arleth/Biller-Bomhardt (Fn 2) 655· H h /H S fi h 1· h V fi 1 . ' • • , a n oven, tra rec t 1c e er O gung von Tierschutzkriminalität in der Landwirtschaft, 13 f., 151 ff. 
133) Taylor/Reg/Weber, ALTEX 2018 (35)2 193-210· d line K T ' , , azu nnz-on-

b 
, aum ransparenz bei Tierversuchen, Stand v. 22.4.2018 a rufbar unter https·//w l" ' php?ArtNr=234337· .Ä ww.nnz-on i_ne.de/news/news_lang. 

Transparente Tier/ rzt:, ~ege_n Tierversuche, ,,Initiative 
15 7 2021 b fb ersuche ist eme Mogelpackung, Stand v. • • , a ru ar unter https· // • suche de/d / / k • www.aerzte-gegen-t1erver-• e news a tuelle news/3412 • • . . tierversuch · . - -m1t1at1ve-transparente-e-ist-eme-mogelpack I k a·k Hirt!Maisack!M -1 /F, ld ung; zum nteressens on 1 t: 
(Fn. 132), 77 f. 

0
" z e e (Fn. 7), Einl., Rdnr. 86; Hahn/Hovtn 

~s rin­- P·-o-
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4. Fazit und Ausblick 

Der in der Literatur zuweilen unternommene Versuch die 
bestehende Praxis um je~en Preis unter die gelte~den 
Rechtsnormen zu subsumieren, 134 ist nicht statthaft. Die 
Tiernutzung muss sich aufgrund des sich wandelnden 
Mensch-Tier-Verhältnisses und der entsprechenden Auf­
wertung und Stärkung der Tierschutzbestimmungen lau­
fend einer kriti~chen Prü_fung unterziehen. Die Tötung von 
Tieren ist so_mit __ ei:gebmsott:en und planmäßig - und ge­
rade nicht willkurhch - auf ihre Rechtskonformität hin zu 

prüfen. Zumutbare Möglichkeit~n vor einer T?tung gibt 
es zahlreich, diese sind vollständig und kontrolliert auszu­
schöpfen, bevor über eine Rechtfertigung für die __ Töt_un­
gen überhaupt zu diskutieren ist - solan~e das ursachltche 
System bestehen bleibt. Zur strafrechtli~hen Bewertung 
der Tiertötungen sowie konkret notwendiger Handlungs­
schritte folgt ein weiterer Beitrag. 

https://doi.org/10.1007 /s10357-024-4424-x 

134) C/1111ieleivska/Bert!Gru11e/He11sel/Scl1ö11felder (Fn. 3), 677-682; Wa­
ge11k11ec/1t/E11se111a11n/Sc/11ved/1elm!Sc/1ö1ifelder/Bert (Fn. 2), 22-30. 
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Der massive Rückgang der Artenvielfalt ist spätestens seit der Ver­
abschiedung des Kunming-Montreal Global Biodiversity Frame­
work 2022 in der breiten Politik und Öffentlichkeit angekommen. 
Dem europäischen Gesetzgeber gelingt nun mit seiner Verordnung 
über die Wiederherstellung der Natur ein Meilenstein des Natur­
schutzes, der an die Schutzkonzepte der Vogelschutzrichtlinie und 
der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie anknüpft und diese durch un­
mittelbar verbindliche Zi~(e flankiert. Der hiesige Beitrag stellt die 
wesentlichen Inhalte im Uberblick dar. 

Am 29.7.2024 ist die Verordnung (EU) 2024/1991 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24.6.2024 
über die Wiederherstellung der Natur und zur Ände­
rung der Verordnung (EU) 2022/869 (Wiederherstel­
lungsverordnung, kurz: W-VO) im Amtsblatt der Europä­
ischen Union (EU) veröffentlicht worden und wird gemäß 
Art. 28 W-VO 20 Tage später in Kraft treten. 1 Sie ist Teil 
der aktuellen Klima- und Naturschutzpolitik der EU im 
Rahmen des Green Deals und soll der bereits in der Fauna­
Flora-Habitat-Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) 2 

und der Vogelschutzrichtlinie 3 angelegten Zielsetzung der 
Wiederherstellung der Natur neuen Antrieb geben. 4 Die 
an die Verordnung gestellten Erwartungen sind hoch, denn 
die EU verspricht sich von ihr nicht nur eine Trendum­
kehr beim Biodiversitätsverlust 5

, sondern sieht sie auch als 
ein Instrument des natürlichen Klimaschutzes an, das ei­
nen wesentlichen Beitrag zur Erreichung der Klimaneu­
t.~alität bis 2050 leisten und die Widerstandsfähigkeit der 
Okosysteme gegen die Auswirkungen des Klimawandels 
verbessern soll. 6 Mit ihr wird ein gesamtlandschaftlicher 
Ansatz verfolgt, der die Wiederherstellung der Natur mit 
den verschiedenen Landnutzungssektoren verknüpft, und 
somit nicht nur in den Schutzgebieten, sondern in der ge­
samten Landschaft Mehrwerte schaffen soll. 

1. Einordnung und Vorgeschichte 

Die Wiederherstellung der Ökosysteme als gesetzliche 
Zielvorgabe ist keine Neuheit der Wiederherstellungsver-
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Leipzig, Deutschland 

ordnung, denn sie ist bereits seit Langem Bestandteil des 
europäischen und deutschen Naturschutzrechts. Bereits im 
Jahr 1992 wurde mit der FFH-Richtlinie das europäische 
Natura 2000-Netz ebenfalls zu dem Zweck eingeführt, die 
Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes 
der Lebensraumtypen und der Habitate der Arten in ih­
rem natürlichen Verbreitungsgebiet zu gewährleisten, vgl. 
Art. 3 Abs. 1 S. 2 FFH-Richtlinie. Auch national weist 
die Wiederherstellung der Natur als Zielbestimmung eine 
lange Tradition auf. Der Bundesgesetzgeber hat sie zwar 
erst im Rahmen der Novelle des Bundesnaturschutzgeset­
zes (BNatSchG) im Jahr 2002 in die Zielbestimmungen des 
§ 1 Abs. 1 BNatSchG aufgenommen, er sah diesen Schritt 
aber lediglich als klarstellend an, da die Wiederherstellung 
auch vormals bereits als Instrument des Naturschutzes zur 
Verfügung stand. 7 

Zutreffend ist aber auch, dass diese Zielbestimmun­
gen bislang keine ausreichenden Wirkungen gezeigt ha­
ben und insbesondere den rasanten Rückgang der biologi­
schen Vielfalt nicht aufhalten konnten. 45 Jahre nach dem 
Inkrafttreten der Vogelschutzrichtlinie und 32 Jahre nach 
dem Inkrafttreten der FFH-Richtlinie waren in der EU im 

*) Dieser Beitrag gibt ausschließlich die Rechtsauffassung und Mei­
nung des Verfassers wieder. 

1) ABI. L, 2024/1992, 29.7.2024. 
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Pressemitteilung des EU-Parlaments vom 9. 11. 2023, Stand: 
25.7.2024, abrufbar unter: https://www.europarl.europa.eu/ 
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